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317. Bundesgesetz: 1. Gehaltsüberleitungsgesetz-Novelle 1973
3 1 8 . Bundesgesetz: 26. Gehaltsgesetz-Novelle
3 1 9 . Bundesgesetz: 21. Vertragsbedienstetengesetz-Novelle
3 2 0 . Bundesgesetz: 4. Pensionsgesetz-Novelle
3 2 1 . Bundesgesetz: 5. Novelle zur Bundesforste-Dienstordnung
3 2 2 . Verordnung: Steuerliche Behandlung des grenzüberschreitenden Personenverkehrs auf der

Straße im Verhältnis zu Luxemburg
3 2 3 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der A 14 Rheintal Autobahn im Bereich

der Gemeinden Wolfurt, Lauterach, Kennelbach, Bregenz und Lochau
3 2 4 . Verordnung: Pauschalierung der Überstundenvergütungen für Richteramtsanwärter und

Richter
3 2 5 . Verordnung: Pauschalierung der Überstundenvergütungen für staatsanwaltschaftliche

Beamte

3 1 7 . Bundesgesetz vom 18. Juni 1973, mit
dem das Gehaltsüberleitungsgesetz geändert
wird (1. Gehaltsüberleitungsgesetz-Novelle

1973)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Gehaltsüberleitungsgesetz, BGBl. Nr. 22/
1947, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 277/1972, wird wie folgt geändert:

1. Die Abs. 5 bis 7 des § 6 erhalten folgende
Fassung:

„(5) Bei Beamten, die nach § 11 des Wehr-
gesetzes, BGBl. Nr. 181/1955, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 185/1966 zur
Ausübung einer Unteroffiziersfunktion herange-
zogen werden, ist im dienstlichen Verkehr an
Stelle ihres Amtstitels der ihnen gemäß § 8 des
Wehrgesetzes zukommende militärische Dienst-
grad anzuwenden.

(6) Als militärische Dienstgrade kommen für
die im Abs. 5 angeführten Beamten in Betracht:

1. in der Verwendungsgruppe E oder D: Kor-
poral, Zugsführer, Wachtmeister, Oberwacht-
meister, Stabswachtmeister, Oberstabswacht-
meister;

2. in der Verwendungsgruppe C: Offiziersstell-
vertreter, Vizeleutnant.

(7) Werden die im Abs. 5 genannten Beamten
nicht als Unteroffiziere des Truppendienstes ver-
wendet, so ist dem jeweiligen Dienstgrad der
Zusatz ,des technischen Dienstes' beizufügen."

2. Dem § 8 wird angefügt:

„(6) In den Prüfungsvorschriften kann be-
stimmt werden, daß die Prüfung bestimmter
Gegenstände zu entfallen hat, wenn der Kandidat
eine in diesem Gesetz oder in seinen Anlagen
vorgesehene Dienstprüfung in den gleichen Ge-
genständen abgelegt hat und die bereits abge-
legte Prüfung nicht für Beamte einer niedrigeren
Verwendungsgruppe vorgesehen ist."

3. Der § 10 erhält folgende Fassung:

„§ 10. Wenn es aus fachlichen und organisa-
torischen Gründen zweckmäßig ist, können durch
Verordnung Ausbildungslehrgänge für einzelne
oder mehrere Dienstprüfungen oder für Teile
einzelner oder mehrerer Dienstprüfungen vorge-
sehen werden. In diesen Verordnungen sind die
Einrichtung, der Aufbau, die Leitung und die
Durchführung eines Ausbildungslehrganges, die
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Zulassung zu diesem, das vorzeitige Ausscheiden
aus dem Ausbildungslehrgang, die Gegenstände
und die Dauer der Ausbildung näher zu regeln
und jene Dienstprüfungen oder Teile von Dienst-
prüfungen zu bezeichnen, für die der Besuch
des Ausbildungslehrganges Zulassungserfordernis
ist."

4. Dem § 13 Abs. 5 wird angefügt:

„Steht zu Beginn einer Funktionsperiode noch
nicht fest, daß im örtlichen Wirkungsbereich
einer Prüfungskommission tatsächlich Prüfungen
anfallen werden, so kann von einer Bestellung
des Vorsitzenden, seiner Stellvertreter und der
übrigen Mitglieder abgesehen werden; tritt
danach dennoch ein Bedarf auf, so ist eine Prüfungs-
kommission auf die Dauer von fünf Jahren zu
bestellen."

5. Nach § 16 wird eingefügt:

„§ 16 a. In den Fällen, in denen der Prüfung
ein Ausbildungslehrgang vorangeht, kann in der
Prüfungsvorschrift vorgesehen werden, daß die
Prüfung in Form von Teilprüfungen nach be-
stimmten Abschnitten des Ausbildungslehrganges
abzulegen ist."

6. Der § 18 erhält folgende Fassung:

„§ 18. (1) Verordnungen auf Grund dieses
Bundesgesetzes sind bei Ausbildungslehrgängen
und Prüfungen, die den Wirkungsbereich

1. nur eines Bundesministers betreffen, von
diesem im Einvernehmen mit dem Bundes-
kanzler,

2. mehrerer Bundesminister betreffen, vom Bun-
deskanzler im Einvernehmen mit den be-
teiligten Bundesministern,

3. aller Bundes minister betreffen, von der Bun-
desregierung 2u erlassen.

(2) Soweit Ausbildungslehrgänge und Prüfun-
gen nur für Verwendungen im Bereich der
Kanzlei des Präsidenten des Nationalrates in
Betracht kommen, sind die betreffenden Ver-
ordnungen vom Präsidenten des Nationalrates
zu erlassen."

7. Der Abs. 1 des § 22 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Verleihung des Dienstpostens eines
anderen Dienstzweiges, einer höheren Dienst-

klasse, einer höheren Standesgruppe oder einer
höheren Dienststufe erfolgt durch Ernennung."

8. Der § 26 d erhält folgende Fassung:

„Anstellungserfordernisse

§ 26 d. (1) Gemeinsames Anstellungserforder-
nis für die Dienstzweige der Verwendungsgruppe
P 1 bis P 3 ist, sofern sich aus den §§ 26 e und
26 f oder aus der Handwerker-Dienstzweige-
ordnung nichts anderes ergibt, die Erlernung
eines der Verwendung des Beamten entsprechen-
den Lehrberufes.

(2) Die Erlernung eines Lehrberufes ist durch
das Zeugnis über die Lehrabschlußprüfung
(Lehrlingsprüfung), das Zeugnis über die Fach-
arbeiterprüfung, das Gesellenprüfungszeugnis
oder das Zeugnis über den erfolgreichen Besuch
einer Unterrichtsanstalt, der nach den gewerbe-
rechtlichen Vorschriften die Lehrabschlußprüfung
ersetzt, nachzuweisen. In Lehrberufen, in denen
keines der angeführten Zeugnisse erworben
werden kann, ist der Nachweis durch den Lehr-
brief zu erbringen. Dieser Nachweis ist ohne
Einschränkung zulässig, wenn der Lehrbrief
vor dem 11. April 1939 in einem Industriebetrieb
erworben wurde.

(3) Das Anstellungserfordernis des Abs. 1
gilt auch dann als erfüllt, wenn der Beamte
vor dem 13. März 1938 ein einschlägiges Lehr-
verhältnis in der Industrie eingegangen ist und
von der zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde
ordnungsgemäß zum Gehilfen freigesprochen
wurde."

9. Dem § 45 a wird angefügt:

„(3) Berufsoffizieren, die einer Einheit im
Sinne des § 1 des Bundesverfassungsgesetzes
über die Entsendung österreichischer Einheiten
zur Hilfeleistung in das Ausland auf Ansuchen
internationaler Organisationen, BGBl. Nr. 173/
1965, angehören und in einer Funktion ver-
wendet werden, die im Rahmen dieses Auslands-
einsatzes nach der internationalen Übung die
Führung eines höheren Amtstitels erfordert,
kann für die Dauer dieser Verwendung der im
jeweiligen Dienstzweig der Heeresdienstzweige-
ordnung vorgesehene entsprechend höhere Amts-
titel verliehen werden. Soweit in der Heeres-
dienstzweigeordnung oder im Gehaltsgesetz 1956
Rechtsfolgen an die Innehabung bestimmter
Amtstitel geknüpft werden, ist bei den im ersten
Satz angeführten Berufsoffizieren von jenem
Amtstitel auszugehen, der ihnen auf Grund
ihrer dienstrechtlichen Stellung im Inland zuge-
kommen wäre."
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Artikel II

Die Dienstzweigeordnung der Beamten der
Allgemeinen Verwaltung (Anlage zu Abschnitt I
des Gehaltsüberleitungsgesetzes, in der Fassung
der 1. Gehaltsüberleitungsgesetz-Novelle 1970,
BGBl. Nr. 243) wird wie folgt geändert:

1. Der dritte Abs. der Anstellungserfordernisse
zum Dienstzweig 5 „Dienst der Ärzte bei Ämtern
und Anstalten" erhält folgende Fassung:

„Für die Definitivstellung überdies:

1. bei Ärzten der Arbeitsinspektion: die erfolg-
reiche Ablegung der Prüfung für den höheren
Arbeitsinspektionsdienst nach einjähriger Ver-
wendung im Dienstzweig,

2. bei den übrigen Ärzten, soweit sie nicht an
Krankenanstalten verwendet werden: die er-
folgreiche Ablegung der Physikatsprüfung."

2. Die Anmerkung 3) zum Dienstzweig 6
„Höherer auswärtiger Dienst" erhält folgende
Fassung:

"3) Dem Beamten kann für die Dauer der
Verwendung als Generalsekretär für Auswärtige
Angelegenheiten, als Leiter einer Sektion im
Bundesministerium für Auswärtige Angelegen-
heiten, als Chef des Kabinetts des Bundesmi-
nisters für Auswärtige Angelegenheiten, als Chef
des Protokolls oder als Leiter des Völkerrechts-
büros der Amtstitel ,außerordentlicher und be-
vollmächtigter Botschafter' verliehen werden,
welcher an Stelle des bisherigen Amtstitels zu
führen ist."

3. Der erste Abs. der Anstellungserfordernisse
zum Dienstzweig 9 „Höherer Dienst der Berufs-
beratung" erhält folgende Fassung:

„Der Abschluß der Studien der Psychologie
oder der Pädagogik gemäß Abschnitt II Abs. 2
oder das Doktorat der Philosophie gemäß
Abschnitt II Abs. 3 Z. 5 mit dem Hauptfach
Psychologie oder Pädagogik oder bei erbrachtem
Nachweis der Inskription von Vorlesungen und
der positiven Beurteilung der Teilnahme an
Lehrveranstaltungen gemäß § 27 Abs. 2 des
Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes durch
wenigstens vier Semester auf dem Gebiet der
Psychologie, die Vollendung eines sonstigen
Studiums an einer philosophischen Fakultät, der
Abschluß der theologischen Studien, der medi-
zinischen Studien, der rechtswissenschaftlichen
Studien, der sozial- und wirtschaftswissenschaft-
lichen Studien, der technischen Studien oder der
Studien an der Hochschule für Welthandel."

4. Der zweite Abs. der Anstellungserforder-
nisse zum Dienstzweig 11 „Höherer Bibliotheks-
dienst" erhält folgende Fassung:

„Für die Definitivstellung überdies

1. im Dienst an wissenschaftlichen Bibliotheken
die erfolgreiche Ablegung der Prüfung für
den höheren Bibliotheksdienst an wissen-
schaftlichen Bibliotheken und

2. im Dienst an Volksbibliotheken die erfolg-
reiche Ablegung der Prüfung für den höheren
Bibliotheksdienst an Volksbibliotheken.

An Stelle des schriftlichen Teiles der Prüfung
für den höheren Bibliotheksdienst an wissen-
schaftlichen Bibliotheken kann in der Prüfungs-
vorschrift wahlweise auch eine Hausarbeit vor-
gesehen werden. In der Prüfungsvorschrift kann
auch bestimmt werden, daß der Prüfungssenat
eine vorgelegte wissenschaftliche Veröffent-
lichung des Beamten als erfolgreiche Ablegung
der schriftlichen Prüfung oder eines bestimmten
Teiles derselben werten kann."

5. Die Anstellungserfordernisse zum Dienst-
zweig 16 „Höherer forsttechnischer Dienst"
erhalten folgende Fassung:

„Der Abschluß der forstwirtschaftlichen Stu-
dien. Bei der Wildbach- und Lawinenverbauung
überdies der Nachweis der erfolgreichen Ab-
legung der Einzelprüfung

1. für Absolventen des Staatsprüfungsstudiums
aus: Wildbach- und Lawinenverbauung II
einschließlich Konstruktionsübungen,
Hydraulik und Gewässerkunde, Wasserbau
(Flußbau) und Stahlbetonbau I ;

2. für Absolventen des Diplomstudiums aus:
Wildbach- und Lawinenverbauung einschließ-
lich Übungen*), Hydraulik I *), Gewässerkunde
einschließlich Übungen*), Wasserwirtschaft
und allgemeiner Wasserbau*), Baubetriebslehre,
Alpschutz, Seilbahn- und Seilkranbau ein-
schließlich Übungen.

Für die Definitivstellung überdies die erfolg-
reiche Ablegung der Staatsprüfung für den
höheren Forstdienst.

*) nach der Studienordnung für den Studienzweig
,Wildbach- und Lawinenverbauung'."
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6. Der Dienstzweig 17 „Höherer Dienst in Justizanstalten" erhält folgende Fassung:

7. Die Anstellungserfordernisse zum Dienst-
zweig 20 „Höherer Ministerialdienst und höherer
Verwaltungsdienst beim Rechnungshof, Verfas-
sungsgerichtshof und Verwaltungsgerichtshof"
erhalten folgende Fassung:

„Der Abschluß der Hochschulstudien im
Sinne des Abschnittes II; überdies die Zurück-
legung einer Dienstzeit von wenigstens fünf
Jahren in einem Dienst bei einer inländischen
Gebietskörperschaft, für den die Vollendung
der Studien vorgeschrieben ist, sowie die erfolg-
reiche Ablegung der für Beamte in dieser Ver-
wendung vorgeschriebenen Prüfung (Fachprü-
fung, Autorisationsprüfung). Ist für Beamte in
dieser Verwendung keine Prüfung vorgeschrie-

ben, so ist eine Prüfung über die im § 8 Abs. 2
lit. a angeführten Gegenstände und über das
Verwaltungsverfahrensrecht abzulegen.

Beim Rechnungshof überdies die erfolgreiche
Ablegung der Prüfung für den gehobenen
Rechnungsdienst."

8. Die Anstellungserfordernisse zum Dienst-
zweig 22 „Höherer Dienst der Parlamentssteno-
graphen" erhalten folgende Fassung:

„Der Abschluß eines Hochschulstudiums im
Sinne des Abschnittes II und die Kenntnis der
Stenographie in dem für die Parlamentssteno-
graphen erforderlichen Ausmaß."
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9. Der Dienstzweig 24 „Rechtskundiger Dienst in der Kanzlei des Präsidenten des Nationalrates"
erhält folgende Fassung:
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13. Die Anmerkung 1) zum Dienstzweig 36
„Höherer technischer Dienst beim Hauptmünz-
amt und bei den Behörden des Punzierungs-
wesens" erhält folgende Fassung:

" 1) Diese Amtstitel sind für Dienstposten des
Hauptmünzamtes vorgesehen."

14. Die Anstellungserfordernisse zum Dienst-
zweig 37 „Höherer technischer Dienst im Bereich
der Post- und Telegraphenverwaltung" erhalten
folgende Fassung:

„Der Abschluß der technischen Studien, der
Studien der Architektur oder der naturwissen-
schaftlichen Studien einer der Verwendung im
Dienstzweig entsprechenden Studienrichtung.

Für die Definitivstellung überdies

1. bei Verwendung im Hochbaudienst die er-
folgreiche Ablegung der Prüfung für den
höheren technischen Dienst oder der Prüfung
für den Bundesbaudienst und nach erfolg-
reicher Ablegung einer der genannten Prü-
fungen die erfolgreiche Ablegung der Zusatz-
prüfung für höhere Dienste im Bereich der
Post- und Telegraphenverwaltung.

2. bei sonstiger Verwendung die erfolgreiche
Ablegung der Prüfung für den höheren tech-
nischen Dienst im Bereich der Post- und
Telegraphenverwaltung."

15. Die Spalten „Dienstklasse" und „Amtstitel" des Dienstzweiges 41 „Höherer Dienst an den
Untersuchungsanstalten der Sanitätsverwaltung, an den land- und forstwirtschaftlichen Lehr-
und Versuchsanstalten, an den veterinär-medizinischen Bundesanstalten, an wasserbaulichen
Versuchsanstalten, am Agrarwissenschaftlichen Institut, an physikalisch-technischen, chemischen
oder sonstigen Laboratorien, bei der Verwaltung der Bundesgärten und bei der Tiergartenver-
waltung Schönbrunn" und die Anmerkungen zu diesem Dienstzweig erhalten folgende Fassung:

16. Der Dienstzweig 42 „Höherer Verwaltungsdienst im Postsparkassenamt" erhält folgende Fassung:
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17. Die Anstellungserfordernisse zum Dienst-
zweig 43 „Höherer Verwaltungsdienst im Bereich
der Post- und Telegraphenverwaltung" erhalten
folgende Fassung:

„Der Abschluß der rechtswissenschaftlichen
Studien.

Für die Definitivstellung überdies die erfolg-
reiche Ablegung der Prüfung für den höheren
Verwaltungsdienst im Bereich der Post- und
Telegraphenverwaltung."

18. Der letzte Absatz der Anstellungserforder-
nisse zum Dienstzweig 45 „Höherer Wirtschafts-
dienst" erhält folgende Fassung:

„Im Bereich der Post- und Telegraphenver-
waltung ferner nach erfolgreicher Ablegung der
Prüfung für den höheren Wirtschaftsdienst die
erfolgreiche Ablegung der Zusatzprüfung für
höhere Dienste im Bereich der Post- und Tele-
graphenverwaltung."

19. Im Dienstzweig 46 „Wissenschaftlicher
Dienst" wird nach dem Amtstitel „Wirklicher
Hofrat" das Anmerkungszeichen ,,2)" angefügt;
die Anmerkung 1) zu diesem Dienstzweig erhält
folgende Fassung:

„1) Diese Amtstitel sind für Beamte des höheren
Auslandskulturdienstes vorgesehen."

20. Der letzte Absatz der Anstellungserforder-
nisse zum Dienstzweig 46 erhält folgende Fas-
sung:

„Für die Definitivstellung überdies die erfolg-
reiche Ablegung der Prüfung für den wissen-
schaftlichen Dienst in dem der Verwendung des
Beamten entsprechenden Bereich. Für die schrift-
liche Prüfung kann in den Prüfungsvorschriften
auch eine Hausarbeit vorgeschrieben werden.
In der Prüfungsvorschrift kann auch bestimmt
werden, daß der Prüfungssenat eine vorgelegte
wissenschaftliche Veröffentlichung des Beamten
als erfolgreiche Ablegung der schriftlichen Prüfung
oder eines bestimmten Teiles derselben werten
kann."

21. Die Anmerkung 1) zum Dienstzweig 48
„Gehobener Arbeitsinspektionsdienst und berg-
behördlicher Inspektionsdienst" erhält folgende
Fassung:

"1) Diese Amtstitel sind für Beamte im geho-
benen bergbehördlichen Inspektionsdienst vorge-
sehen."

22. Der Dienstzweig 50 „Gehobener Bau- und Erhaltungsdienst im Bereich der Post- und Tele-
graphenverwaltung" erhält folgende Fassung:

23. Den Anstellungserfordernissen zum Dienst-
zweig 54 „Gehobener Dienst bei Gericht" wird
folgender Absatz angefügt:

„Im Falle der Ernennung eines Beamten auf
einen Dienstposten dieses Dienstzweiges ersetzen

die erfolgreich abgelegte Allgemeine Kanzlei-
prüfung oder die erfolgreich abgelegte Prüfung
für den mittleren Verwaltungsdienst in der Finanz-
verwaltung die erfolgreiche Ablegung der Gerichts-
kanzleiprüfung."
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24. Die Anmerkung 1) 2um Dienstzweig 56 „Gehobener Dienst der Heeresverwaltung" ent-
fällt; die Spalten „Dienstklasse" und „Amtstitel" erhalten folgende Fassung:

25. Die Anmerkung 1) zum Dienstzweig 57
„Gehobener landwirtschaftlicher Dienst" erhält
folgende Fassung:

„1) Diese Amtstitel sind für Beamte der
Bundeskellereiinspektion vorgesehen."

26. Die Spalten „Dienstklasse" und „Amtstitel" und die Anmerkung des Dienstzweiges 60
„Gehobener Dienst an Museen, Sammlungen, wissenschaftlichen Anstalten, am Bundesdenkmal-
amt und an Untersuchungsanstalten der Bundesstaatlichen Sanitätsverwaltung" erhalten folgende
Fassung:
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27. Der Dienstzweig 62 „Gehobener Dienst im Postsparkassenamt" erhält folgende Fassung:

28. Der Dienstzweig 63 „Gehobener Dienst im Bereich der Post- und Telegraphenverwaltung"
erhält folgende Fassung:
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29. Der Dienstzweig 64 „Gehobener Rechnungsdienst" erhält folgende Fassung:

30. Der Dienstzweig 69 „Gehobener technischer Dienst" erhält folgende Fassung:
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31. Der Dienstzweig 70 „Gehobener Verwaltungsdienst" erhält folgende Fassung:

32. Die Anmerkung 1) zum Dienstzweig 71
„Gehobener Zolldienst" erhält folgende Fassung:

"1) Zolldirektoren, die mit der Funktion eines
Zentralzollinspektors betraut werden, kann der
Amtstitel ,Zentralzollinspektor' verliehen wer-
den, der an Stelle des bisherigen Amtstitels zu
führen ist."

33. Die Anmerkung 1) zum Dienstzweig 73
„Arbeitsinspektionsdienst und bergbehördlicher
Inspektionsdienst" erhält folgende Fassung:

"1) Diese Amtstitel sind für den bergbehörd-
lichen Inspektionsdienst vorgesehen."
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34. Der Dienstzweig 74 „Fachlicher Bau- und Erhaltungsdienst im Bereich der Post- und Tele-
graphenverwaltung" erhält folgende Fassung:

35. Die Anmerkung zum Dienstzweig 75 „Bereiter der Spanischen Reitschule" entfällt:
die Spalten „Dienstklasse" und „Amtstitel" erhalten folgende Fassung:

36. Die Anstellungserfordernisse zum Dienst-
zweig 77 „Fachdienst an Bibliotheken" erhalten
folgende Fassung:

„Überdies
1. im Dienst an wissenschaftlichen Bibliotheken

die erfolgreiche Ablegung der Prüfung für

den Fachdienst an wissenschaftlichen Biblio-
theken und

2. im Dienst an Volksbibliotheken die erfolg-
reiche Ablegung der Prüfung für den Fach-
dienst an Volksbibliotheken."
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37. Der Dienstzweig 80 „Garage- und Werkmeister im Postautodienst" erhält folgende Fassung:

38. Im ersten Abs. lit b der Anstellungserfor-
dernisse zum Dienstzweig 82 „Fachdienst bei
Gericht" wird das Wort „Vollstreckungsfach-
prüfung" durch das Wort „Gerichtsvollzieher-
fachprüfung" ersetzt.

39. Den Anstellungserfordernissen zum Dienst-
zweig 82 wird folgender Absatz angefügt:

„Im Falle der Ernennung eines Beamten auf
einen Dienstposten dieses Dienstzweiges ersetzen
die erfolgreich abgelegte Allgemeine Kanzlei-
prüfung oder die erfolgreich abgelegte Prüfung
für den mittleren Verwaltungsdienst in der Finanz-
verwaltung die erfolgreiche Ablegung der Ge-
richtskanzleiprüfung."

40. Die Anstellungserfordernisse zum Dienst-
zweig 83 „Fachdienst in der Heeresverwaltung"
erhalten folgende Fassung:

„Die im Abschnitt I vorgeschriebene Ver-
wendung wird durch eine mindestens vierjährige
Verwendung als zeitverpflichteter Soldat ersetzt.

Überdies die erfolgreiche Ablegung der Prüfung
für den Fachdienst in der Heeresverwaltung."

41. Die Überschrift zum Dienstzweig 89
„Maschinenfachdienst im Bereich der Post-
und Telegraphenverwaltung" erhält folgende
Fassung:

„89. Posttechnischer Fachdienst"

42. Im letzten Absatz der Anstellungserforder-
nisse zum Dienstzweig 89 werden die Worte

„Prüfung aus dem Maschinenfachdienst" durch
die Worte „Prüfung für den posttechnischen Fach-
dienst" ersetzt.

43. Im Titel des Dienstzweiges 93 „Fachdienst
im Postsparkassenamt" und in den Anstellungs-
erfordernissen zu diesem Dienstzweig wird vor
dem Wort „Postsparkassenamt" das Wort „Öster-
reichischen" eingefügt.

44. An die Stelle der lit. c und d des dritten
Absatzes der Anstellungserfordernisse zum Dienst-
zweig 99 „Technischer Fachdienst" treten fol-
gende Bestimmungen:

„c) für Bedienstete der Schwachstromabtei-
lungen des Bundesbaudienstes gelten die
Anstellungserfordernisse für den Dienst-
zweig ,Fernmeldetechnischer Fachdienst'
sinngemäß;

d) von Bediensteten im Bereich der Bau-
und Gebäudeaufsicht sind von der im
Abschnitt I vorgeschriebenen vierjährigen
Verwendung mindestens zwei Jahre in
einer Tätigkeit zurückzulegen, die der
Verwendung im Dienstzweig ,Bau- und
Gebäudeaufsichtsdienst' entspricht;

e) im Bereich des Bundesministeriums für
Landesverteidigung wird die im Abschnitt I
vorgeschriebene Verwendung durch eine
mindestens vierjährige Verwendung als
zeitverpflichteter Soldat ersetzt."
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45. Der Dienstzweig 100 „Fachlicher Verkehrsdienst im Bereich der Post- und Telegraphen-
verwaltung" erhält folgende Fassung:

46. Der Dienstzweig 101 „Verwaltungsfachdienst und Rechnungsfachdienst" erhält folgende
Fassung:
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47. Die Überschrift zum Dienstzweig 105
„Mittlerer Bau- und Erhaltungsdienst im Bereich
der Post- und Telegraphenverwaltung" erhält
folgende Fassung:

„105. Mittlerer fernmeldetechnischer Dienst"

48. Die Z. 2 der Anstellungserfordernisse zum
Dienstzweig 105 erhält folgende Fassung:

„2. Die erfolgreiche Ablegung der Prüfung
für den mittleren fernmeldetechnischen
Dienst. In der Prüfungsvorschrift für
diese Dienstprüfung ist abweichend vom
§ 14 Abs. 1 die erstmalige Ablegung vor
einem Einzelprüfer vorzusehen; eine

Wiederholung der Prüfung hat jedoch vor
einer dem § 14 entsprechenden Kommission
zu erfolgen."

49. Die Anmerkung zum Dienstzweig 108
„Fachlicher Hilfsdienst höherer Art" erhält:
folgende Fassung:

„1) Diese Amtstitel sind für eine Verwendung
als Schulwart vorgesehen."

50. Im Titel des Dienstzweiges 111 „Mittlerer
Dienst im Postsparkassenamt" und in den
Anstellungserfordernissen zu diesem Dienstzweig
wird vor dem Wort „Postsparkassenamt" das
Wort „Österreichischen" eingefügt.

51. Der Dienstzweig 117 „Mittlerer Verkehrsdienst im Bereich der Post- und Telegraphen-
verwaltung" erhält folgende Fassung:
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52. Der Dienstzweig 118 „Mittlerer Verwaltungsdienst und Kanzleidienst" erhält folgende
Fassung:

53. Die Anmerkung zum Dienstzweig 120
„Mittlerer Wirtschaftsdienst und Gestütsdienst"
erhält folgende Fassung:

"1) Diese Amtstitel sind für eine Verwendung
im Gestütsdienst vorgesehen."

54. Der Dienstzweig 122 „Allgemeiner Hilfsdienst" erhält folgende Fassung:

55. Die Überschrift zum Dienstzweig 123
„Bau- und Erhaltungshilfsdienst im Bereich der
Post- und Telegraphenverwaltung" erhält fol-
gende Fassung:

„123. Fernmeldetechnischer Hilfs-
dienst"

56. Die Überschrift zum Dienstzweig 124
„Verkehrshilfsdienst im Bereich der Post- und
Telegraphenverwaltung" erhält folgende Fas-
sung:

„124. Post- und Fernmeldehilfsdienst"

Artikel III

Die Handwerker-Dienstzweigeordnung (An-
lage zu Abschnitt I a des Gehaltsüberleitungs-
gesetzes, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 16/1967) wird wie folgt geändert:

1. Im Dienstzweig 6 „Facharbeiter als Vor-
arbeiter" wird das Wort „Gewerbe" durch das
Wort „Lehrberuf" ersetzt.

2. Der Dienstzweig 7 „Schichtführer in Hoch-
druckkesselanlagen" erhält folgende Fassung:

„7. Schichtführer in Hochdruck-
kesselanlagen

Anstellungserfordernisse:

1. Die Erlernung eines der folgenden Lehrberufe
(Gewerbe):

a) Gas- und Wasserleitungsinstallateur,
b) Gasinstallateur,
c) Wasserleitungsinstallateur,
d) Kupferschmied,
e) Mechaniker,
f) Schlosser,
g) Spengler,
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2. überdies die erfolgreiche Ablegung der Dampf-
kesselwärterprüfung und

3. Verwendung als verantwortlicher Kesselhaus-
leiter."

3. Die lit. a der Anstellungserfordernisse zum
Dienstzweig 16 „Angelernte Arbeiter in qualifi-
zierter Verwendung" erhält folgende Fassung:
„a) Fähigkeit, auf Teilgebieten die Arbeit von

in den Dienstzweig 8 einzureihenden Fach-
arbeitern durchzuführen, und Verwendung
in erheblichem Umfang auf diesen Gebieten
oder als Vorarbeiter oder".

Artikel IV

Die Wachebeamten-Dienstzweigeordnung (An-
lage zu Abschnitt IV des Gehaltsüberleitungs-
gesetzes, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 235/1967 und 279/1971) wird wie
folgt geändert:

1. Im Dienstzweig 4 „Leitende Beamte im
Justizwachdienst und Dienst der Jugenderzieher
an Justizanstalten" wird der erste Satz der
Anmerkung „Die in Klammern angeführten
Amtstitel gelten für Beamte des Dienstes der
Jugenderzieher an Justizanstalten." durch fol-
gende Bestimmung ersetzt:

„Die in Klammern angeführten Amtstitel sind
für Beamte des Dienstes der Jugenderzieher an
Justizanstalten vorgesehen."

2. Die Anmerkung zum Dienstzweig 10
„Dienstführende Beamte der Justizwache und

Dienst der Jugenderzieher an Justizanstalten"
erhält folgende Fassung:

„Für Beamte des Dienstes der Jugenderzieher
an Justizanstalten ist an Stelle der obigen Amts-
titel der Amtstitel ,Obererzieher' vorgesehen."

3. Die Anmerkung zum Dienstzweig 17
„Eingeteilte Beamte der Justizwache und Dienst
der Jugenderzieher an Justizanstalten" erhält
folgende Fassung:

„Für Beamte des Dienstes der Jugenderzieher
an Justizanstalten ist an Stelle der obigen Amts-
titel der Amtstitel ,Erzieher' vorgesehen."

Artikel V

Die Heeres-Dienstzweigeordnung (Anlage zu
Abschnitt IV a des Gehaltsüberleitungsgesetzes,
in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 235/
1967, 28/1969 und 167/1972) wird wie folgt
geändert:

1. Die Anmerkung ,,1)" des Dienstzweiges 1
„Offiziere des Generalstabsdienstes" erhält fol-
gende Fassung:

„1) Den Sektionsleitern des Bundesministeriums für
Landesverteidigung, dem Generaltruppeninspektor,
dem Armeekommandanten, dem Stellvertreter des
Armeekommandanten, dem Chef des Stabes des
Armeekommandos, den Befehlshabern der Gruppen
(Korpskommandanten), dem Kommandanten der
Landesverteidigungsakademie und dem Kommandan-
ten der Theresianischen Militärakademie kann für die
Dauer dieser Verwendung der Amtstitel «General-
major » verliehen werden."

2. Die Spalten „Dienstklasse" und „Amtstitel" des Dienstzweiges 2 „Offiziere des Intendanz-
dienstes" und die Anmerkung zu diesem Dienstzweig erhalten folgende Fassung:
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3. Der Dienstzweig 3 „Offiziere des militärmedizinischen Dienstes" erhält folgende Fassung:

4. Die Anmerkung 1) zum Dienstzweig 4
„Offiziere des Militärseelsorgedienstes" erhält
folgende Fassung:

„1) Der in Klammern angeführte Amtstitel ist
für evangelische Militärseelsorger vorgesehen."

5. Der erste Satz der Anstellungserfordernisse
zum Dienstzweig 5 „Offiziere des höheren

militärtechnischen Dienstes" erhält folgende
Fassung:

„Die Vollendung der Hochschulstudien einer
technischen oder naturwissenschaftlichen Studien-
richtung an einer wissenschaftlichen Hochschule
und die Ableistung des im Wehrgesetz vorge-
schriebenen Grundwehrdienstes."

6. Die Anmerkung 1) zum Dienstzweig 5
entfällt.

7. Der Dienstzweig 10 „Unteroffiziere des Truppendienstes" erhält folgende Fassung:
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8. Der Dienstzweig 12 „Chargen" erhält folgende Fassung:

9. Der Dienstzweig 13 „Soldaten ohne Chargengrad (Wehrmänner)" erhält folgende Fassung:

Artikel VI

Der bisherige Artikel VI der 1. Gehaltsüber-
leitungsgesetz-Novelle 1970 erhält die Absatz-
bezeichnung „(1)". Diesem Abs. 1 wird ange-
fügt:

„(2) Hinsichtlich der Durchführung der Dienst-
prüfungen gelten für diesen Personenkreis die
für die Bundesbeamten geltenden Vorschriften
sinngemäß mit der Abweichung, daß im allge-
meinen Teil der mündlichen Prüfung der Gegen-
stand ,Rechte und Pflichten der Bundesbedienste-
ten' durch den Gegenstand ,Rechte und Pflichten
der Bediensteten jener Gebietskörperschaft, der
der Prüfungswerber angehört' und der Gegen-
stand ,die wichtigsten Bestimmungen über die
Rechte und Pflichten der Bundesbediensteten'
durch den Gegenstand ,die wichtigsten Bestim-
mungen über die Rechte und Pflichten der
Bediensteten jener Gebietskörperschaft, der der
Prüfungswerber angehört' ersetzt werden.

(3) Die im Abs. 1 angeführten Bediensteten
sind zu Ausbildungslehrgängen zuzulassen, wenn
sie die allgemeinen Zulassungsvoraussetzungen
erfüllen und der Besuch dieses Ausbildungs-
lehrganges nach den für sie geltenden Rechts-
vorschriften eine Voraussetzung für die Zulas-
sung zu jener Dienstprüfung bildet, deren Ab-
legung nach den für sie geltenden Rechtsvor-
schriften mit Rücksicht auf ihre Verwendung
für sie in Betracht kommt."

Artikel VH

(1) Dem Titel des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 167/1972 ist anzufügen: „(1. Gehaltsüber-
leitungsgesetz-Novelle 1972)".

(2) Dem Titel des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 277/1972 ist anzufügen: „(2. Gehaltsüber-
leitungsgesetz-Novelle 1972)".

Artikel VIII

Beamte, die auf Grund des Gehaltsüberlei-
tungsgesetzes oder einer seiner Anlagen in der
vor dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
geltenden Fassung berechtigt waren, einen ande-
ren Amtstitel zu führen, als er ihnen nach diesem
Bundesgesetz zukommt, sind berechtigt, diesen
Amtstitel an Stelle des neuen Amtstitels •weiter-
hin zu führen.

Artikel IX

(1) Die Anstellungs- bzw. Definitivstellungs-
erfordernisse für die Dienstzweige 11, 37, 42,
43, 45, 50, 62 bis 64, 69, 70, 74, 77, 80, 83, 89,
93, 100, 105, 111 und 117 der Dienstzweige-
ordnung der Beamten der Allgemeinen Ver-
waltung (Anlage zu Abschnitt I des Gehalts-
überleitungsgesetzes) gelten auch dann als erfüllt,
wenn der Bedienstete die vor dem Inkrafttreten
dieses Bundesgesetzes geltenden Anstellungs-
erfordernisse bzw. Definitivstellungserforder-
nisse des betreffenden Dienstzweiges bis zum
31. Juli 1975 erfüllt.

(2) Beamte der Dienstzweige 37 und 43 der
Dienstzweigeordnung der Allgemeinen Verwal-
tung (Anlage zu Abschnitt I des Gehaltsüber-
leitungsgesetzes), die das Definitivstellungser-
fordernis, nicht jedoch das Erfordernis für die
Erlangung eines Dienstpostens von der Dienst-
klasse V aufwärts nach den vor Inkrafttreten
dieses Bundesgesetzes geltenden Bestimmungen
erfüllt haben, haben vor Ernennung auf einen
Dienstposten von der Dienstklasse V aufwärts
die Prüfung für den höheren technischen Dienst
im Bereich der Post- und Telegraphenverwaltung
bzw. die Prüfung für den höheren Verwaltungs-
dienst im Bereich der Post- und Telegraphen-
verwaltung erfolgreich abzulegen. In den Prü-
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fungsvorschriften für die Prüfung für den höhe-
ren technischen Dienst im Bereich der Post- und
Telegraphenverwaltung und die Prüfung für
den höheren Verwaltungsdienst im Bereich der
Post- und Telegraphenverwaltung kann bestimmt
werden, daß eine Prüfung jener Gegenstände
ganz oder teilweise zu entfallen hat, die bereits
bei der für die Definitivstellung im Dienstzweig
vorgesehenen Prüfung geprüft wurden.

Artikel X

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind, soweit darin nichts anderes bestimmt wird,
die Bundesregierung, in Angelegenheiten jedoch,
die nur den Wirkungsbereich des Präsidenten
des Nationalrates bzw. eines Bundesministers
betreffen, der Präsident des Nationalrates bzw.
jeder Bundesminister insoweit betraut, als sie
oberste Behörde sind.

Jonas
Kreisky Häuser Rösch Broda
Sinowatz Androsch Weihs Staribacher
Frühbauer Lütgendorf Moser

Firnberg Leodolter

318 . Bundesgesetz vom 18. Juni 1973,
mit dem das Gehaltsgesetz 1956 geändert

wird (26. Gehaltsgesetz-Novelle)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Gehaltsgesetz 1956, BGBl. Nr. 54, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 278/
1972 wird wie folgt geändert:

1. § 3 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Der Monatsbezug besteht aus dem Gehalt
und allfälligen Zulagen (Dienstalterszulagen,
Dienstzulagen, Verwaltungsdienstzulage, Verwen-
dungszulage, Pflegedienstzulage, Pflegedienst-
Chargenzulage, Ergänzungszulagen, Exekutiv-
dienstzulage, Heeresdienstzulage, Omnibuslenker-
zulage, Erzieherzulage, Wachdienstzulage, Trup-
pendienstzulage, Truppenverwendungszulage,
Haushaltszulage, Teuerungszulagen)."

2. § 5 Abs. 2 wird durch folgende Bestim-
mungen ersetzt:

„(2) Einkünfte im Sinne dieses Bundesgesetzes
sind die im § 2 des Einkommensteuergesetzes
1972, BGBl. Nr. 440, angeführten Einkünfte,
soweit sie nicht steuerfrei sind. Als Einkünfte
aus nichtselbständiger Arbeit gelten auch

a) wiederkehrende Unterhaltsleistungen;

b) wiederkehrende Geldleistungen aus der ge-
setzlichen Unfall- und Krankenversiche-

rung, nach dem Opferfürsorgegesetz, BGBl.
Nr. 183/1947, dem Kriegsopferversorgungs-
gesetz 1957, BGBl. Nr. 152, dem Heeres-
versorgungsgesetz, BGBl. Nr. 27/1964, dem
Arbeitslosenversicherungsgesetz 1958,
BGBl. Nr. 199, dem Bundesgesetz über
Ersatzleistungen an öffentlich Bedienstete
während des Karenzurlaubes aus Anlaß der
Mutterschaft, BGBl. Nr. 98/1961, sowie
nach dem Bundesgesetz über die Gewäh-
rung von Überbrückungshilfen an ehe-
malige Bundesbedienstete, BGBl. Nr. 174/
1963, und gleichartigen landesgesetzlichen
Vorschriften, jedoch mit Ausnahme des
Hilflosenzuschusses, der Pflegezulage und
der Blindenzulage;

c) die Barbezüge, die Verpflegung, die Ab-
findung für die Verpflegung, der Familien-
unterhalt und — soweit sie den Betrag der
Wohnungsbeihilfe nach dem Bundesgesetz
BGBl. Nr. 229/1951 übersteigt — die Miet-
zinsbeihilfe sowie die Entschädigung bei
Übungen nach dem Heeresgebührengesetz,
BGBl. Nr. 152/1956, in der geltenden Fas-
sung, die Entschädigung nach dem Bundes-
gesetz über Ansprüche aus der Ableistung
freiwilliger Waffenübungen, BGBl. Nr. 311/
1960, in der geltenden Fassung und Geld-
leistungen nach § 3 Abs. 2 des Bundes-
gesetzes über die Entsendung von Ange-
hörigen des Bundesheeres zur Hilfeleistung
in das Ausland, BGBl. Nr. 233/1965.

Bei der Ermittlung der Einkünfte bleiben Bezüge
außer Betracht, die ein Kind, welches sich in
Schulausbildung befindet, auf Grund einer aus-
schließlich während der Schul(Hochschul)ferien
ausgeübten Beschäftigung bezieht.

(3) Bei der Ermittlung der Einkünfte aus
nichtselbständiger Arbeit einschließlich der Ein-
künfte, die Anspruch auf den Pensionisten-
absetzbetrag begründen, ist stets der volle Pausch-
betrag für Werbungskosten abzusetzen, der im
Einkommensteuergesetz 1972 für den Fall der
monatlichen Lohnzahlung vorgesehen ist."

3. Die bisherigen Abs. 3 bis 5 des § 5 erhalten
die Bezeichnung „(4)" bis „(6)".

4. Im § 6 Abs. 4 und 5 wird die Zitierung
„§ 5 Abs. 5" durch die Zitierung „§ 5 Abs. 6"
ersetzt.

5. Dem § 10 wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) Die im Abs. 1 Z. 5 angeführten Zeiten
sind dem Beamten auf Antrag zur Hälfte für
die Vorrückung anzurechnen; die Anrechnung
wird mit dem auf die Antragstellung folgenden
Monatsersten wirksam."
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6. § 12 Abs. 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Zeiträume, in die die nachstehend ange-
führten Zeiten fallen, sind von einer Voran-
setzung nach Abs. 1 ausgeschlossen:

1. die Zeit, die gemäß Abs. 2 Z. 1 zu berück-
sichtigen wäre, wenn der Beamte auf Grund
einer solchen Beschäftigung einen Anspruch
auf laufende Pensionsleistungen erworben
und diese nicht dem Bund abgetreten hat;

2. die Dienstzeit in einem öffentlichen Dienst-
verhältnis, soweit sie nach den Vorschriften,
die für dieses Dienstverhältnis gegolten
haben, für die Vorrückung in höhere Bezüge
nicht wirksam gewesen ist; diese Bestim-
mung ist auf Karenzurlaube nach § 15 des
Mutterschutzgesetzes, BGBl. Nr. 76/1957, in
der geltenden Fassung, nicht und auf son-
stige Karenzurlaube mit der Maßgabe anzu-
wenden, daß diese Zeiten zur Hälfte für
die Ermittlung des Vorrückungsstichtages
unter sinngemäßer Anwendung des Abs. 6
zu berücksichtigen sind, soweit für diese
Zeiten keine anderen Ausschlußgründe nach
diesem Abs. vorliegen;

3. die Zeit, die im Zustand der Ämterunfähig-
keit zurückgelegt worden ist."

7. Dem § 13 b wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) Die Bestimmungen des bürgerlichen Rech-
tes über die Hemmung und Unterbrechung der
Verjährung sind mit der Maßgabe anzuwenden,
daß die Geltendmachung eines Anspruches im
Verwaltungsverfahren einer Klage gleichzuhalten
ist."

7 a. Im § 15 Abs. 3 Z. 1 wird nach dem Wort
„Verwendungszulage," eingefügt: „Pflegedienst-
zulage, Pflegedienst-Chargenzulage,".

8. § 20 b Abs, 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Der Fahrtkostenzuschuß gebührt im Aus-
maß von elf Zwölfteln des Betrages, um den
die notwendigen monatlichen Fahrtauslagen
(Abs. 1 Z. 3) den Eigenanteil übersteigen."

9. An die Stelle der Abs. 6 und 7 des § 20 b
treten folgende Bestimmungen:

„(6) Auf den Anspruch, das Ruhen und die
Neubemessung des Fahrtkostenzuschusses sind die
Bestimmungen des § 15 Abs. 5 und 6 sinngemäß
anzuwenden.

(7) Der Beamte hat alle Tatsachen, die für
das Entstehen oder den Wegfall des Anspruches
auf Fahrtkostenzuschuß oder für die Änderung
seiner Höhe von Bedeutung sind, binnen einer
Woche schriftlich zu melden. Wird die Meldung
später erstattet, so gebührt der Fahrtkosten-
zuschuß oder seine Erhöhung abweichend vom
Abs. 6 erst von dem der Meldung folgenden

Monatsersten oder, wenn die Meldung an einem
Monatsersten erstattet wurde, von diesem Tage
an.

(8) Der Fahrtkostenzuschuß gilt als Aufwands-
entschädigung."

10. Im zweiten Satz des § 30 a Abs. 2 entfällt
die Wendung „einschließlich einer allfälligen
Teuerungszulage".

11. Nach § 30 a wird eingefügt:

„Pflegedienstzulage

§ 30 b. (1) Beamten, die zur Ausübung von
Tätigkeiten im Sinne des Krankenpflegegesetzes,
BGBl. Nr. 102/1961, oder des Hebammengesetzes
1963, BGBl. Nr. 3/1964 (beide in der jeweils
geltenden Fassung), berechtigt sind, gebührt für
die Dauer der einschlägigen Verwendung eine
ruhegenußfähige Pflegedienstzulage.

(2) Die Pflegedienstzulage beträgt monatlich

1. für Beamte der Sanitätshilfsdienste 200 S,

2. für Beamte der medizinisch-technischen
Dienste 525 S,

3. für Beamte des Krankenpflegefachdienstes
und für Hebammen
a) bis zur Gehaltsstufe 5 der Dienstklasse II

525 S,
b) ab der Gehaltsstufe 6 der Dienstklasse II

630 S.

Pflegedienst-Chargenzulage

§ 30 c. (1) Beamten des Krankenpflegefach-
dienstes, die zur Ausübung von Tätigkeiten im
Sinne des Krankenpflegegesetzes in der jeweils
geltenden Fassung berechtigt sind, gebührt für
die Dauer der Ausübung einer der im Abs. 2
angeführten Funktionen zusätzlich zur Pflege-
dienstzulage eine ruhegenußfähige Pflegedienst-
Chargenzulage.

(2) Die Pflegedienst-Chargenzulage beträgt
monatlich

1. für Stationspfleger und Stationsschwestern
784 S,

2. für Oberpfleger und Oberschwestern 1008 S,

3. für Pflegevorsteher und Oberinnen 1232 S."

12. § 44 erhält folgende Fassung:

„Dienstzulagen

§ 44. (1) Dem Richter gebührt neben dem
Gehalt eine ruhegenußfähige Dienstzulage. Die
Dienstzulage wird durch die Standesgruppe und
in ihr durch die Dienstzulagenstufe bestimmt.
Sie beträgt:
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Wird ein Richter in die Standesgruppe 6 b er-
nannt, so gebührt ihm eine Dienstzulage im
Ausmaß von 90 v. H. der für Richter der
Standesgruppe 6 vorgesehenen Dienstzulage. Hat
der Richter in der Standesgruppe 6 b vier Jahre
zurückgelegt, so gebührt ihm eine Dienstzulage
im Ausmaß von 95 v. H. der für Richter der
Standesgruppe 6 vorgesehenen Dienstzulage.

(2) Bei einer Ernennung in eine höhere
Standesgruppe ist der Richter, soweit im folgen-
den nichts anderes bestimmt wird, in die niedrig-
ste Dienstzulagenstufe der neuen Standesgruppe
einzureihen. In den Fällen des § 42 Abs. 1
zweiter Satz kann dem Richter durch Verfügung
des Bundespräsidenten auch eine höhere als die
niedrigste in seiner Standesgruppe vorgesehene
Dienstzulagenstufe zuerkannt werden; hiebei ist
auf die bisherige Berufslaufbahn und die künftige
Verwendung des Richters Bedacht zu nehmen.

(3) Wird ein Richter in eine höhere als die
Standesgruppe 2 ernannt und ist die Dienstzulage
der niedrigsten Dienstzulagenstufe in der neuen
Standesgruppe niedriger als die bisherige Dienst-
zulage, so gebührt dem Richter die der bis-
herigen Dienstzulage entsprechende Dienstzu-
lagenstufe, wenn aber eine solche Dienstzulagen-
stufe nicht vorgesehen ist, die Dienstzulagen-
stufe mit der nächsthöheren Dienstzulage.

(4) Für die Vorrückung in eine höhere Dienst-
zulagenstufe sind die §§ 8 bis 11 mit der Maßgabe
sinngemäß anzuwenden, daß die Frist für die
Vorrückung vier Jahre beträgt.

(5) Nach einer Ernennung in eine höhere
Standesgruppe als die Standesgruppe 2 rückt der
Richter in die nächsthöhere Dienstzulagenstufe
in dem Zeitpunkt vor, in dem er in der bis-
herigen Standesgruppe nach Abs. 3 die Voraus-
setzung für das Erreichen der nächsthöheren
Dienstzulagenstufe der neuen Standesgruppe er-
füllt hätte, spätestens aber nach vier Jahren;
hiebei ist in den Fällen, in denen der Richter
die höchste Dienstzulagenstufe in der bisherigen
Standesgruppe erreicht hatte, die Zeit in dieser
Dienstzulagenstufe bis zum Ausmaß von vier
Jahren in der neuen Dienstzulagenstufe der
höheren Standesgruppe anzurechnen. Die §§ 8
bis 11 sind sinngemäß anzuwenden.

(6) Für die Richter der Standesgruppe 5 b
findet eine Vorrückung in die höchste Dienst-
zulagenstufe der Standesgruppe 5 nicht statt.

(7) § 30 a ist auf Richter und staatsanwalt-
schaftliche Beamte sinngemäß anzuwenden."

13. Dem § 48 wird angefügt:

„(8) Auf Hochschulassistenten sind § 30 a
Abs. 1 Z. 2, § 30 a Abs. 2 erster Satz (soweit er
§ 30 Abs. 1 Z. 2 betrifft) und § 30 a Abs. 4
sinngemäß anzuwenden.

14. § 51 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Lehrveranstaltungen, die der Hochschul-
professor gemeinsam mit einem anderen Ange-
hörigen des Lehrkörpers (§ 9 des Hochschul-
Organisationsgesetzes, BGBl. Nr. 154/1955) ab-
hält, sind auf die im Abs. 2 genannte Anzahl
der Wochenstunden anteilsmäßig anzurechnen."

15. § 52 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Begünstigungen nach Abs. 1 Z. 1 und 2
kann der Bundespräsident auch gewähren, um
die Berufung eines Hochschulprofessors im Sinne
des § 32 Abs. 1 Z. 1 bis 4 des Gehaltsüber-
leitungsgesetzes in das Ausland abzuwehren."

16. § 58 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Den Fachvorständen an den technischen,
gewerblichen und kunstgewerblichen Lehranstal-
ten sowie an mittleren und höheren Lehranstal-
ten für wirtschaftliche Frauenberufe, den zu
Fachvorständen ernannten fachlichen Leitern von
Hochschulinstituten, den Direktor-Stellvertretern
und den Erziehungsleitern an Bundeserziehungs-
anstalten, den Erziehungsleitern am Bundes-
Blindenerziehungsinstitut und am Bundes-Taub-
stummeninstitut sowie den Direktor-Stellvertre-
tern an Berufsschulen gebührt eine Dienstzulage
in der Höhe von zwei Dritteln der Dienstzulage,
die ihnen gebühren würde, wenn sie Direktor
ihrer Anstalt wären. Den Fachvorständen an
Übungsschulen, die Pädagogischen Akademien
eingegliedert sind, gebührt eine Dienstzulage in
der Höhe von 55 v. H. der Dienstzulage, die
ihnen gebühren würde, wenn sie Direktor der
betreffenden Pädagogischen Akademie wären."

17. § 59 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Lehrern der Verwendungsgruppe L 1,
die Abteilungsvorstände an Kunsthochschulen
(Kunsthochschul-Organisationsgesetz, BGBl.
Nr. 54/1970) sind, gebührt für die Dauer dieser
Verwendung eine Dienstzulage in der Höhe von
935 S."

18. § 59 Abs. 9 erhält folgende Fassung:

„(9) Lehrern an der Höheren technischen
Bundeslehranstalt und Bundes-Handelsschule
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Wien V, am Bundes-Blindenerziehungsinstitut
und am Bundes-Taubstummeninstitut, die an
Klassen zu unterrichten haben oder als Erzieher
Gruppen zu betreuen haben, in denen sich
Schüler mit verschiedenen Arten von Behinde-
rungen befinden, gebührt für die Dauer einer
solchen Verwendung eine Dienstzulage von 478 S;
§ 58 Abs. 5 gilt sinngemäß."

19. § 59 Abs. 14 erhält folgende Fassung:

„(14) Lehrern, die mit der Leitung eines
Bundeskonviktes betraut sind, gebührt eine
Dienstzulage in der Höhe der um 25 v. H.
erhöhten Erzieherzulage, auf die sie nach § 60 a
Anspruch hätten, wenn sie als Erzieher verwendet
würden; diese Dienstzulage ist ruhegenußfähig,
wenn die Verwendung mindestens ein Jahr ge-
dauert hat und der mit der Leitung eines
Bundeskonviktes betraute Lehrer im Zeitpunkt
der Versetzung oder des Übertrittes in den
Ruhestand noch in dieser Verwendung gestanden
ist."

20. An die Stelle der Abs. 4 bis 10 des § 60
treten folgende Bestimmungen:

„(4) Klassenlehrern an Volksschulklassen, die
mit der Führung einer Besuchsschulklasse betraut
sind, die im Schuljahr nur während eines Seme-
sters übungsschulmäßig geführt wird, gebührt
für die Dauer der Erteilung übungsschulmäßigen
Unterrichtes eine Dienstzulage im Ausmaß der
Dienstzulage gemäß § 59 Abs. 11.

(5) Lehrern der Verwendungsgruppen L 2 a 2
und L 2 b 2 an Hauptschulen, die mit der Ertei-
lung übungsschulmäßigen Unterrichtes im Um-
fang des Unterrichtes an Übungsschulen im Schul-
jahr nur während eines Semesters betraut sind,
gebührt für die Dauer der Erteilung des übungs-
schulmäßigen Unterrichtes eine Dienstzulage im
Ausmaß der Dienstzulage gemäß § 59 Abs. 12.

(6) Die Dienstzulagen nach Abs. 4 und 5 ge-
bühren

1. wenn der übungsschulmäßige Unterricht
während des ganzen Wintersemesters erteilt
wurde, für die Monate September bis ein-
schließlich Feber,

2. wenn der übungsschulmäßige Unterricht
während des ganzen Sommersemesters er-
teilt wurde, für die Monate Feber bis ein-
schließlich Juli,

3. wenn der übungsschulmäßige Unterricht nur
während eines Teiles eines Semsters erteilt
wurde, für jeden Monat, in dem der Lehrer
durch mehr als 14 Tage in diesem Unterricht
verwendet wurde."

21. Dem § 60 wird angefügt:

„Erzieherzulage

§ 60 a. (1) Lehrern, die neben ihrer Lehr-
tätigkeit an Bundeserziehungsanstalten, Bundes-
konvikten, Blindeninstituten, Taubstummeninsti-
tuten oder an gleichartigen Anstalten als Er-
zieher verwendet werden, gebührt für die Dauer
dieser Verwendung eine Erzieherzulage, die durch
die Verwendungsgruppe und durch die Zulagen-
stufe bestimmt wird. Sie beträgt:

(2) Die Erzieherzulage gebührt im vollen Aus-
maß, wenn der Lehrer in einem Umfang als
Erzieher beschäftigt wird, der zumindest einer
Beschäftigung mit zwei Dritteln seiner Lehrver-
pflichtung als Lehrer gleichkommt. Das Ausmaß
der vergleichbaren Tätigkeit als Lehrer ist vom
zuständigen Bundesministerium im Einverneh-
men mit dem Bundeskanzleramt festzustellen,
wobei davon auszugehen ist, daß eine Beschäfti-
gung als Erzieher an Bundeserziehungsanstalten
und Bundeskonvikten mit einer Diensteinteilung,
nach der der Erzieher nach jeweils zwei Tagen
Dienst einen Tag dienstfrei ist, einer Unterrichts-
erteilung mit zwei Dritteln der vollen Lehrver-
pflichtung eines Lehrers entspricht.

(3) Die Erzieherzulage gebührt nicht, wenn
der Beschäftigungsumfang als Erzieher weniger
als einem Drittel der Lehrverpflichtung eines
Lehrers entspricht; in allen übrigen Fällen, in
denen der Beschäftigungsumfang als Erzieher
unter der im Abs. 1 angeführten Grenze liegt,
gebührt die Erzieherzulage im halben Ausmaß.

(4) Für die Vorrückung in die höheren Zu-
lagenstufen sind die §§ 8 bis 11 mit der Ab-
weichung sinngemäß anzuwenden, daß die Frist
für die Vorrückung vier Jahre beträgt; hiebei
sind Zeiten, die in einer Verwendung zurück-
gelegt wurden, die den Anspruch auf die volle
Erzieherzulage gewährt hat oder gewährt hätte,
voll, wenn die Verwendung aber nur Anspruch
auf die halbe Erzieherzulage gewährt hat oder
gewährt hätte, zur Hälfte für die Vorrückung
in die höhere Zulagenstufe anzurechnen.

(5) Von der Erzieherzulage und dem der
Erzieherzulage entsprechenden Teil der Sonder-
zahlung ist der Pensionsbeitrag zu entrichten."
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22. § 61 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Vergütung beträgt je Wochenstunde
im Monat 64 v. H. des Gehaltes des Lehrers;
für die Berechnung dieser Vergütung sind die
Dienstalterszulage (§ 56) und die Dienstzulagen
nach § 58 Abs. 2 bis 6, § 59 Abs. 3 bis 5, 7 bis 12,
§ 60 und § 85 b Abs. 1 und 2 dem Gehalt zuzu-
rechnen."

23. § 70 Abs. 6 erhält folgende Fassung:

„(6) Bei der Anwendung der Abs. 1 bis 5
gelten § 35 Abs. 7, § 36 Abs. 1 letzter Satz
und § 68 Abs. 3 sinngemäß."

24. § 73 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Dem Wachebeamten gebührt eine ruhe-
genußfähige Dienstzulage. Die Dienstzulage wird
durch die tatsächliche Dienstzeit in der Verwen-
dungsgruppe, in der Verwendungsgruppe W 2
durch die tatsächliche Dienstzeit in der Dienst-
stufe, bestimmt; die als zeitverpflichteter Soldat,
als gemäß § 11 des Wehrgesetzes, BGBl. Nr. 181/
1955, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 185/1966 zur Ausübung einer Unteroffiziers-
funktion herangezogener Beamter oder Vertrags-
bediensteter oder als Vertragsbediensteter des
Wachdienstes zurückgelegte Zeit ist in der Ver-
wendungsgruppe W 3 der tatsächlichen Dienst-
zeit zuzurechnen. Die §§ 8 bis 11 sind sinngemäß
anzuwenden. Die Dienstzulage beträgt während
der Dauer des provisorischen Dienstverhältnisses
113 S und nach der Definitivstellung

25. § 73 Abs. 3 wird aufgehoben.

26. Nach § 73 wird eingefügt:

„Besondere Dienstzulage

§ 73 a. Den Wachebeamten gebührt eine ruhe-
genußfähige besondere Dienstzulage. Sie beträgt
in der Verwendungsgruppe W 3 378 S, in der
Verwendungsgruppe W 2 399 S und in der Ver-
wendungsgruppe W 1 473 S."

27. § 76 erhält folgende Fassung:

„Dienstzulagen

§ 76. (1) Den Berufsoffizieren gebührt eine
ruhegenußfähige Dienstzulage. Die Dienstzulage
wird durch die tatsächliche Dienstzeit in der
Verwendungsgruppe bestimmt. Die §§ 8 bis 11
sind sinngemäß anzuwenden. Die Dienstzulage
beträgt:

(2) Bei Anwendung des Abs. 1 ist ein Militär-
kapellmeister mit einer in der Verwendungs-
gruppe H 2 tatsächlich zurückgelegten Dienstzeit

von weniger als 3 Jahren einem Leutnant,
von mindestens 3, aber weniger als 8 Jahren

einem Oberleutnant,
von mindestens 8 Jahren oder ab der Ernen-

nung in die Dienstklasse IV einem Haupt-
mann

gleichzuhalten."



71. Stück — Ausgegeben am 6. Juli 1973 — Nr. 318 1525

28. Dem § 78 wird angefügt:

„(4) Die §§ 30 b und 30 c sind auf zeitver-
pflichtete Soldaten sinngemäß mit der Maßgabe
anzuwenden, daß

1. Sanitätsunteroffiziere mit
a) einer im Krankenpflegegesetz in der je-

weils geltenden Fassung vorgesehenen
Ausbildung für den Krankenpflegefach-
dienst oder

b) der erfolgreich abgelegten Prüfung für
Unteroffiziere des Truppendienstes mit
der Fachrichtung „Sanitätsdienst"

und einschlägiger Verwendung Beamten des
Krankenpflegefachdienstes und

2. Sanitätschargen mit
a) einer im Krankenpflegegesetz in der je-

weils geltenden Fassung vorgesehenen
Ausbildung für einen der Sanitätshilfs-
dienste oder

b) der erfolgreich abgeschlossenen Sanitäts-
grundausbildung oder einer weiteren er-
folgreich abgeschlossenen Sanitätsausbil-
dung im Bundesheer

und einschlägiger Verwendung Beamten des
Sanitätshilfsdienstes

entsprechen. § 30 b Abs. 2 Z. 3 lit. b ist nicht
anzuwenden."

29. Dem § 85 d wird angefügt:

„Auf die im ersten Satz angeführten Beamten
sind die §§ 30 b und 30 c in Verbindung mit
§ 78 Abs. 4 erster Satz sinngemäß anzuwenden."

Artikel II

(1) Beamte, die einen nach § 12 Abs. 4 Z. 2
des Gehaltsgesetzes 1956 in der Fassung des Art. I
zur Hälfte zu berücksichtigenden Karenzurlaub
aufweisen, der bei der Ermittlung des Vor-
rückungsstichtages noch nicht berücksichtigt
wurde, können beantragen, daß ihr Vorrückungs-
stichtag neu festgesetzt wird. Der Vorrückungs-
stichtag ist für diese Beamten neu festzusetzen,
wenn er günstiger ist als ihr bisheriger Vor-
rückungsstichtag.

(2) Die besoldungsrechtliche Stellung der
Beamten, deren Vorrückungsstichtag nach Abs. 1
festgesetzt wird, ist um den Zeitraum zu ver-
bessern, um den der gemäß § 8 Abs. 2 des
Gehaltsgesetzes 1956 auf den nächstliegenden
Vorrückungstermin gerundete verbesserte Vor-
rückungsstichtag vor dem gemäß § 8 Abs. 2 des
Gehaltsgesetzes 1956 auf den nächstliegenden
Vorrückungstermin gerundeten bisherigen Vor-
rückungsstichtag liegt.

(3) Die Maßnahmen nach Abs. 1 und 2 werden
mit dem auf die Antragstellung folgenden
Monatsersten wirksam.

(4) Die besoldungsrechtliche Stellung jener
Beamten, denen die Zeit eines Karenzurlaubes
gemäß § 10 Abs. 4 des Gehaltsgesetzes 1956
in der Fassung des Art. I für die Vorrückung
angerechnet wird, ist um den Zeitraum zu ver-
bessern, um den der Beförderungstermin des
Beamten in der Dienstklasse, in der er den
Karenzurlaub verbrauchte, unter der Annahme,
daß § 10 Abs. 4 des Gehaltsgesetzes 1956 in der
Fassung des Art. I schon damals gegolten hätte,
vor jenem Beförderungstermin in der betreffen-
den Dienstklasse liegt, der für den Beamten auf
Grund der Nichtanrechnung des Karenzurlaubes
für die Vorrückung tatsächlich wirksam wurde
oder, wenn er dieser Dienstklasse noch länger
angehört hätte, wirksam geworden wäre. Liegen
bei einem Beamten Karenzurlaube in verschie-
denen Dienstklassen, so sind die sich gemäß
Abs. 1 in den einzelnen Dienstklassen ergebenden
Verbesserungen zusammenzuzählen.

Artikel III

Die besoldungsrechtliche Stellung (Gehalt und
allfällige Dienstzulage) der Wachebeamten der
Verwendungsgruppe W 1 und der Berufsoffiziere
der Verwendungsgruppe H 2, die sich am
1. Dezember 1972 auf einem Dienstposten der
Dienstklassen VI oder VII befinden, ist mit Wir-
kung vom 1. Dezember 1972 so neu festzu-
setzen, als ob Art. I Z. 24 und 27 schon im
Zeitpunkt der Ernennung auf einen Dienstposten
der Dienstklasse VI gegolten hätten.

Artikel IV

(1) Die im Gehaltsgesetz 1956 in der Fassung
des Art. I angeführten Bezugsansätze gebühren
ab

1. Juli 1972 im Ausmaß von 91'96 v. H.
1. Juli 1973 im Ausmaß von 94'64 v. H.
1. Juli 1974 im Ausmaß von 97'32 v. H.
1. Juli 1975 im Ausmaß von 100'00 v. H.

(2) Für die Zeit vor dem 1. Juli 1972 gebühren
1. die im § 30 b des Gehaltsgesetzes 1956 in

der Fassung des Art. I angeführten Bezugs-
ansätze im Ausmaß von 84'68 v. H.,

2. die im § 30 c des Gehaltsgesetzes 1956 in
der Fassung des Art. I angeführten Bezugs-
ansätze im Ausmaß von 79'46 v. H.

Artikel V

(1) Der für die dienst- und besoldungsrecht-
liche Stellung in der jeweiligen Dienstklasse maß-
gebende Tag kann vom zuständigen Bundes-
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minister im Einvernehmen mit dem Bundes-
kanzler in der Zeit bis zum 30. Juni 1974 mit
Wirksamkeit frühestens vom 1. März 1972 für
Beamte der Allgemeinen Verwaltung

1. der Dienstklasse V der Verwendungs-
gruppe C,

2. der Dienstklasse IV der Verwendungs-
gruppen C und D,

die vor dem 1. Jänner 1973 in diese Dienstklasse
ernannt wurden, zum Ausgleich von Härten
gegenüber vergleichbaren Beamten dieser Dienst-
klasse, die nach dem 31. Dezember 1972 befördert
wurden, neu festgesetzt werden.

(2) Der für die dienst- und besoldungsrecht-
liche Stellung in der jeweiligen Standesgruppe
maßgebende Tag kann vom zuständigen Bundes-
minister im Einvernehmen mit dem Bundes-
kanzler in der Zeit bis zum 30. Juni 1974 mit
Wirksamkeit vom 1. März 1973 für Richter und
staatsanwaltschaftliche Beamte der Standes-
gruppe 2, die vor dem 1. Jänner 1973 in diese
Standesgruppe ernannt wurden, zum Ausgleich
von Härten gegenüber vergleichbaren Richtern
und staatsanwaltschaftlichen Beamten, die im
Jänner 1973 befördert wurden, neu festgesetzt
werden.

(3) Abs. 2 kann angewendet werden auf Rich-
ter und staatsanwaltschaftliche Beamte, die im
Jänner 1973 in die Standesgruppe 2 ernannt
wurden, wenn sich für sie unter der Annahme
einer Beförderung vor dem 1. Jänner 1973 eine
Verbesserung nach den Grundsätzen des Abs. 2
ergeben würde.

(4) Abs. 2 kann auf Richter und staatsanwalt-
schaftliche Beamte der Standesgruppen 3, 4 und 5
angewendet werden, wenn sich die Dienstzulagen-
stufe und die nächste Vorrückung in diesen
Standesgruppen nach § 44 Abs. 5 des Gehalts-
gesetzes 1956 in der Fassung des Art. I richten.

(5) Die Abs. 2 und 3 können auf Richter beim
Oberlandesgericht für den Sprengel des Ober-
landesgerichtes angewendet werden, wenn sie vor
dem 31. Jänner 1974 in die Standesgruppe 2
ernannt wurden. Verfügungen nach diesen Be-
stimmungen können jedoch nur mit Wirksam-
keit von dem Tag getroffen werden, der als der
für die dienst- und besoldungsrechtliche Stellung
in der Standesgruppe 2 maßgebende Tag be-
stimmt wird, frühestens aber mit 1. März 1973.

(6) Der für die dienst- und besoldungsrecht-
liche Stellung in der jeweiligen Dienstklasse maß-
gebende Tag kann vom zuständigen Bundes-
minister im Einvernehmen mit dem Bundes-
kanzler in der Zeit bis zum 30. Juni 1974 mit
Wirkung frühestens vom 1. März 1972 für
Wachebeamte

1. der Dienstklasse IV der Verwendungsgruppe
W 2, die vor dem 1. Jänner 1973 in diese
Dienstklasse ernannt wurden, zum Aus-
gleich von Härten gegenüber vergleichbaren
Beamten dieser Dienstklasse, die nach dem
31. Dezember 1972 befördert wurden;

2. der Dienstklasse III der Verwendungsgrup-
pen W 2 und W 3, die im Juli 1972 in diese
Dienstklasse ernannt wurden, zum Ausgleich
von Härten, die sich gegenüber vergleichba-
ren Beamten dieser Dienstklasse, auf die
Art. III Abs. 2 der 24. Gehaltsgesetz-Novelle,
BGBl. Nr. 214/1972, angewendet wurde,
ergeben haben, neu festgesetzt werden.

(7) Der für die dienst- und besoldungsrecht-
liche Stellung in der jeweiligen Dienstklasse maß-
gebende Tag kann vom zuständigen Bundes-
minister im Einvernehmen mit dem Bundes-
kanzler in der Zeit bis zum 31. Oktober 1974
wie folgt neu festgesetzt werden:

1. mit Wirksamkeit vom 1. März 1973 für
Berufsoffiziere
a) der Dienstklassen VII und VIII der Ver-

wendungsgruppe H 1,
b) der Dienstklassen IV, V, VI, VII und VIII

der Verwendungsgruppe H 2,
die vor dem 1. Jänner 1973 in eine dieser
Dienstklassen ernannt wurden, zum Aus-
gleich von Härten gegenüber vergleichbaren
Berufsoffizieren dieser Dienstklassen, die in
der Zeit vom 1. Jänner bis 1. Feber 1973
befördert wurden;

2. mit Wirksamkeit vom 1. März 1972 für
Berufsoffiziere der Dienstklasse VIII der
Verwendungsgruppe H 2, die vor dem
1. Feber 1973 in diese Dienstklasse ernannt
wurden, zum Ausgleich von Härten gegen-
über vergleichbaren Berufsoffizieren dieser
Dienstklasse, die zum 1. Jänner 1973 be-
fördert wurden.

(8) Abs. 7 kann angewendet werden auf
1. Berufsoffiziere der Verwendungsgruppe H 1,

die in der Zeit vom 1. Jänner bis 1. Feber
1973 in die Dienstklassen VII oder VIII
ernannt wurden,

2. Berufsoffiziere der Verwendungsgruppe H 2,
die am 1. Jänner 1973 in die Dienstklassen
IV, V, VI, VII oder VIII ernannt wurden,

wenn sich für sie unter der Annahme einer
Beförderung vor dem 1. Jänner 1973 eine Ver-
besserung nach den Grundsätzen des Abs. 7
ergeben würde.

(9) Bei Berufsoffizieren der Verwendungs-
gruppe H 2, auf die Abs. 7 Z. 1 lit. b angewendet
wurde und die bis 1. Juli 1974 in die nächst-
höhere Dienstklasse befördert werden, kann aus
Anlaß dieser Beförderung und mit deren Wirk-
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samkeit im Einvernehmen mit dem Bundes-
kanzler die besoldungsrechtliche Stellung unter
Bedachtnahme auf Abs. 7 Z. 1 lit. b günstiger
festgesetzt werden, als sie sich aus § 33 des
Gehaltsgesetzes 1956 ergibt.

Artikel VI

(1) Es treten in Kraft:
1. Art. I Z. 11, 28 und 29 und Art. IV Abs. 2

mit 1. Jänner 1972,
2. Art. I Z. 12 und Art. IV Abs. 1 mit 1. Juli

1972,
3. Art. I Z. 15 mit 28. Juli 1972,
4. Art. I Z. 14 mit 1. Oktober 1972,
5. Art. I Z. 1, 7 a, 10, 13, 16, 18 bis 22, 24,

25 und 27 und Art. III mit 1. Dezember 1972,
6. Art. I Z. 26 mit 1. Mai 1973,
7. Art. I Z. 8 und 9 mit 1. Jänner 1974.
(2) Die Pflegedienstzulage und die Pflegedienst-

Chargenzulage gelten mit Wirkung vom 1. Jän-
ner 1972 als Bestandteil des Monatsbezuges (§ 3
Abs. 2 des Gehaltsgesetzes 1956).

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist, soweit darin nichts anderes bestimmt ist,
jeder Bundesminister insoweit betraut, als er
oberste Dienstbehörde ist.

Jonas
Kreisky Rösch Broda Sinowatz
Häuser Androsch Weihs Staribacher
Frühbauer Lütgendorf Moser

Firnberg Leodolter

3 1 9 . Bundesgesetz vom 18. Juni 1973,
mit dem das Vertragsbedienstetengesetz
1948 geändert wird (21. Vertragsbedienste-

tengesetz-Novelle)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Vertragsbedienstetengesetz 1948, BGBl.
Nr. 86, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 215/1972 wird wie folgt geändert:

1. Im § 1 Abs. 3 lit. k wird der Punkt durch
einen Strichpunkt ersetzt. Dem § 1 Abs. 3 wird
angefügt:

„1. auf Personen, die nicht österreichische Staats-
bürger sind und die bei einer im Ausland
gelegenen Dienststelle des Bundes verwendet
werden."

2. Der Abs. 2 des § 3 erhält folgende Fassung:
„(2) Wenn geeignete Bewerber, die das betref-

fende Erfordernis erfüllen, nicht zur Verfügung
stehen, kann

1. von der Voraussetzung des Abs. 1 Z. 1 vom
zuständigen Bundesministerium im Einver-
nehmen mit dem Bundeskanzleramt,

2. von der Voraussetzung des Abs. 1 Z. 2 vom
zuständigen Bundesministerium,

3. von den übrigen Voraussetzungen des Abs. 1
von der Bundesregierung

in begründeten Ausnahmefällen abgesehen wer-
den. Bei der Aufnahme von Personen, die die
Voraussetzung des Abs. 1 Z. 1 nicht erbringen,
in die Entlohnungsgruppe e des Entlohnungs-
schemas I und in die Entlohnungsgruppen p 5
und p 6 des Entlohnungsschemas II ist die Her-
stellung des Einvernehmens mit dem Bundes-
kanzleramt nicht erforderlich; bei einer Über-
stellung dieser Personen in eine in diesem Ab-
satz nicht angeführte Entlohnungsgruppe ist je-
doch Z. 1 anzuwenden."

3. Der Abs. 1 des § 8 a erhält folgende Fas-
sung:

„(1) Dem Vertragsbediensteten gebühren das
Monatsentgelt und allfällige Zulagen (Dienstzu-
lagen, Verwaltungsdienstzulage, Erzieherzulage,
Ergänzungszulagen, Pflegedienstzulage, Pflege-
dienst-Chargenzulage, Heeresdienstzulage, Haus-
haltszulage, Teuerungszulagen). Soweit in diesem
Bundesgesetz Ansprüche nach dem Monatsentgelt
zu bemessen sind, sind Dienstzulagen, die Ver-
waltungsdienstzulage, die Pflegedienstzulage, die
Pflegedienst-Chargenzulage, die Heeresdienst-
zulage und Ergänzungszulagen dem Monatsent-
gelt zuzuzählen."

4. Der Abs. 2 des § 9 wird aufgehoben. Im bis-
herigen Abs. 1 entfällt die Absatzbezeichnung.

5. Die Überschrift zum § 22 erhält folgende
Fassung:

„Nebengebühren und Zulagen"

6. Dem § 22 wird folgender Abs. 4 angefügt:
„(4) Für den Anspruch auf Pflegedienstzulage

und Pflegedienst-Chargenzulage gelten die ein-
schlägigen gesetzlichen Bestimmungen für die
Bundesbeamten sinngemäß mit der Maßgabe, daß
Vertragsbediensteten des Krankenpflegefachdien-
stes und Hebammen bis zur Entlohnungsstufe 10
die niedrigere und ab der Entlohnungsstufe 11
die höhere Pflegedienstzulage gebührt."

7. Der Abs. 4 des § 26 erhält folgende Fassung:
„(4) Zeiträume, in die die nachstehend ange-

führten Zeiten fallen, sind von einer Voran-
setzung nach Abs. 1 ausgeschlossen:

1. die Zeit, die gemäß Abs. 2 Z. 1 zu berück-
sichtigen wäre, wenn der Vertragsbedienstete
auf Grund einer solchen Beschäftigung einen
Ruhegenuß bezieht, es sei denn, daß der
Ruhegenuß nach den hiefür geltenden Be-
stimmungen wegen des bestehenden vertrag-
lichen Dienstverhältnisses zum Bund zur
Gänze ruht oder infolge der Berücksichti-
gung der Dienstzeit für die Ermittlung des
Vorrückungsstichtages ruhen würde;

2. die Dienstzeit in einem öffentlichen Dienst-
verhältnis, soweit sie nach den Vorschriften,
die für dieses Dienstverhältnis gegolten ha-
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ben, für die Vorrückung in höhere Bezüge
nicht wirksam gewesen ist; diese Bestimmung
ist auf Karenzurlaube nach § 15 des Mutter-
schutzgesetzes, BGBl. Nr. 76/1957, in der
geltenden Fassung, nicht und auf sonstige
Karenzurlaube mit der Maßgabe anzuwen-
den, daß diese Zeiten zur Hälfte für die Er-
mittlung des Vorrückungsstichtages unter
sinngemäßer Anwendung des Abs. 6 zu be-
rücksichtigen sind, soweit für diese Zeiten
keine anderen Ausschlußgründe nach diesem
Absatz vorliegen;

3. die Zeit, die im Zustand der Ämterunfähig-
keit zurückgelegt worden ist."

8. Der bisherige § 27 e erhält die Absatz-
bezeichnung „(1)". Ihm wird folgender Abs. 2
angefügt:

„(2) Ein Karenzurlaub gemäß Abs. 1 erster
und zweiter Satz ist dem Vertragsbediensteten
auf Antrag zur Hälfte für die Vorrückung an-
zurechnen; die Anrechnung wird mit dem auf
die Antragstellung folgenden Monatsersten wirk-
sam."

9. Der Abs. 2 des § 37 erhält folgende Fassung:

„(2) Auf Vertragslehrer finden, soweit in die-
sem Abschnitt nicht anderes bestimmt ist, die
Bestimmungen des Abschnittes I — ausgenom-
men § 1 Abs. 3 lit. e — Anwendung."

10. Der Abs. 2 des § 39 erhält folgende Fas-
sung:

„(2) Vertragslehrer, die nur zur Vertretung
oder sonst für eine vorübergehende Verwendung
aufgenommen werden (§ 38 Abs. 3), sind in das
Entlohnungsschema II L einzureihen. Ebenso sind
Vertragslehrer an Volks-, Haupt- und Sonder-
schulen, an Polytechnischen Lehrgängen, an Be-
rufsschulen und an der Höheren technischen Bun-
deslehranstalt und Bundes-Handelsschule Wien V,
die nicht für eine dauernde Beschäftigung mit
mehr als zehn Wochenstunden aufgenommen
werden, in das Entlohnungsschema II L einzu-
reihen."

11. Die Überschrift zum § 41 erhält folgende
Fassung:

„Monatsentgelt, Dienstzulagen und Erzieher-
zulage des Entlohnungsschemas I L"

12. Die Abs. 2 und 3 des § 41 erhalten folgende
Fassung:

„(2) Den Vertragslehrern des Entlohnungs-
schemas I L gebühren Dienstzulagen und die Er-
zieherzulage im Ausmaß der um 5 v. H. erhöhten
Dienstzulagen bzw. Erzieherzulage, auf die die
vergleichbaren Lehrer, die im öffentlich-recht-
lichen Dienstverhältnis stehen, nach den §§ 57
bis 60 a des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 54,
Anspruch haben.

(3) Vertragslehrer des Entlohnungsschemas I L,
die an land- und forstwirtschaftlichen Lehranstal-
ten zwar für eine dauernde Beschäftigung aufge-
nommen werden, aber nur während eines Teiles
des Schuljahres zur Unterrichtserteilung heran-
gezogen werden oder deren Beschäftigungsausmaß
sich während des Schuljahres ändert, gebührt
während der Zeit der Unterrichtserteilung das
Monatsentgelt nach dem tatsächlichen Beschäf-
tigungsausmaß. In den Monaten Juli und August
gebührt ein Monatsentgelt in der Höhe von je
einem Zehntel der Summe der während der
Unterrichtserteilung im betreffenden Schuljahr
bezogenen Monatsentgelte und der Haushalts-
zulage."

13. Die Überschrift zum § 44 a erhält folgende
Fassung:
„Dienstzulagen und Erzieherzulage der Vertrags-

lehrer des Entlohnungsschemas II L"

14. Die Abs. 5 und 6 des § 44 a erhalten fol-
gende Fassung:

„(5) Den Vertragslehrern, die neben ihrer Lehr-
tätigkeit an Bundeserziehungsanstalten, Bundes-
konvikten, Blindeninstituten, Taubstummen-
instituten oder an gleichartigen Anstalten als Er-
zieher verwendet werden, gebührt für die Dauer
dieser Verwendung eine Erzieherzulage. Die Er-
zieherzulage beträgt jährlich

in der Entlohnungsgruppe l 1 S 14.593,
in den Entlohnungsgruppen l 2 S 11.627,
in der Entlohnungsgruppe l 3 S 7.772.
(6) Die Erzieherzulage gebührt im vollen Aus-

maß, wenn der Vertragslehrer in einem Umfang
als Erzieher beschäftigt wird, der zumindest einer
Beschäftigung mit zwei Drittel der Lehrverpflich-
tung eines Lehrers gleichkommt (§ 38 Abs. 1).
Die Erzieherzulage gebührt im halben Ausmaß,
wenn der Beschäftigungsumfang unter dieser
Grenze liegt; sie gebührt jedoch nicht, wenn der
Beschäftigungsumfang weniger als einem Drittel
der Lehrverpflichtung eines Lehrers gleichkommt.
Für die Feststellung des Beschäftigungsausmaßes
ist § 60 a Abs. 2 zweiter Satz des Gehaltsgesetzes
1956 sinngemäß anzuwenden."

15. Im § 49 Abs. 1 wird die Zitierung „§ 35
Abs. 2 lit. a" durch die Zitierung „§ 35 Abs. 2
Z. 1" ersetzt.

16. Dem § 52 a wird angefügt:
„Auf die im ersten Satz angeführten Vertrags-
bediensteten sind die für vergleichbare Bundes-
beamte (§ 85 d des Gehaltsgesetzes 1956) gelten-
den Bestimmungen über die Pflegedienstzulage
und die Pflegedienst-Chargenzulage sinngemäß
mit der Maßgabe anzuwenden, daß Vertrags-
bediensteten, deren Ausbildung und Tätigkeit der
Ausbildung für den Krankenpflegefachdienst und
der Tätigkeit in diesem Dienst entspricht, bis zur
Entlohnungsstufe 10 die niedrigere und ab der
Entlohnungsstufe 11 die höhere Pflegedienst-
zulage gebührt."
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Artikel II

Das Vertragsbedienstetengesetz 1948 ist in der
jeweils geltenden Fassung auf Dienstverträge, die
nach diesem Gesetz vor dem Inkrafttreten des
Art. I Z. 1 mit den im § 1 Abs. 3 lit. 1 des Ver-
tragsbedienstetengesetzes 1948 in der Fassung des
Art. I angeführten Personen abgeschlossen wur-
den, so lange weiteranzuwenden, als keine Unter-
stellung unter eine andere Rechtsvorschrift ver-
einbart wird.

Artikel III

(1) Vertragsbedienstete, mit denen kein Son-
dervertrag gemäß § 36 des Vertragsbediensteten-
gesetzes 1948 abgeschlossen wurde und die einen
nach § 26 Abs. 4 Z. 2 des Vertragsbediensteten-
gesetzes 1948 in der Fassung des Art. I zur Hälfte
zu berücksichtigenden Karenzurlaub aufweisen,
können beantragen, daß ihr Vorrückungsstichtag
neu festgesetzt wird. Der Vorrückungsstichtag ist
für diese Vertragsbediensteten neu festzusetzen,
wenn er günstiger ist als ihr bisheriger Vor-
rückungsstichtag.

(2) Die bezugsrechtliche Stellung der Vertrags-
bediensteten, deren Vorrückungsstichtag nach
Abs. 1 festgesetzt wird, ist um den Zeitraum zu
verbessern, um den der gemäß § 19 Abs. 6 des
Vertragsbedienstetengesetzes 1948 auf den nächst-
liegenden Vorrückungstermin gerundete verbes-
serte Vorrückungsstichtag vor dem gemäß § 19
Abs. 6 des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 auf
den nächstliegenden Vorrückungstermin gerunde-
ten bisherigen Vorrückungsstichtag liegt.

(3) Die Maßnahmen nach Abs. 1 und 2 werden
mit dem auf die Antragstellung folgenden Mo-
natsersten wirksam.

Artikel IV

Die im Vertragsbedienstetengesetz 1948 in der
Fassung des Art. I angeführten Entlohnungs-
ansätze gebühren ab

1. Juli 1972 im Ausmaß von 91'96 v. H.
1. Juli 1973 im Ausmaß von 94'64 v. H.
1. Juli 1974 im Ausmaß von 97'32 v. H.
1. Juli 1975 im Ausmaß von 100'00 v. H.

Artikel V

(1) Es treten in Kraft:
1. Art. I Z. 5, 6 und 16 mit 1. Jänner 1972,
2. Art. I Z. 15 mit 1. Juli 1972,
3. Art. I Z. 3 und 11 bis 14 und Art. IV mit

1. Dezember 1972.

(2) Die Pflegedienstzulage, die Pflegedienst-
Chargenzulage und die Heeresdienstzulage gelten
mit Wirkung vom 1. Jänner 1972 als Zulage im
Sinne des § 8 a Abs. 1 des Vertragsbediensteten-
gesetzes 1948; soweit im Vertragsbediensteten-
gesetz 1948 Ansprüche nach dem Monatsentgelt

zu bemessen sind, sind diese Zulagen dem Mo-
natsentgelt zuzuzählen.

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist, soweit darin nichts anderes bestimmt wird,
die Bundesregierung, in Angelegenheiten jedoch,
die nur den Wirkungsbereich eines Bundesmini-
sters betreffen, dieser Bundesminister betraut.

Jonas
Kreisky Häuser Rösch Broda
Sinowatz Androsch Weihs Staribacher
Frühbauer Lütgendorf Moser

Firnberg Leodolter

320 . Bundesgesetz vom 18. Juni 1973,
mit dem das Pensionsgesetz 1965 geändert

wird (4. Pensionsgesetz-Novelle)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Pensionsgesetz 1965, BGBl. Nr. 340, in
der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 200/
1969, 226/1970 und 216/1972 wird wie folgt
geändert:

1. Der Abs. 1 des § 12 hat zu lauten:
„(1) Dem Beamten, der Anspruch auf Exeku-

tivdienstzulage, Omnibuslenkerzulage, Erzieher-
zulage, Wachdienstzulage oder Truppendienst-
zulage — im folgenden kurz ,Aktivzulage' ge-
nannt — gehabt hat, gebührt eine Zulage zum
Ruhegenuß (Ruhegenußzulage)."

2. Dem Abs. 2 des § 12 ist folgender Satz
anzufügen:
„Hat die Erzieherzulage in diesem Zeitpunkt
nur im halben Ausmaß gebührt, so bilden
80 v. H. der halben in Betracht kommenden
Erzieherzulage die Bemessungsgrundlage."

3. Der erste Satz im Abs. 6 des § 17 hat zu
lauten:

„Einkünfte im Sinn dieses Bundesgesetzes sind
die im § 2 des Einkommensteuergesetzes 1972,
BGBl. Nr. 440, angeführten Einkünfte, soweit
sie nicht steuerfrei sind."

4. Der Abs. 3 des § 26 hat zu lauten:
„(3) Bei der Ermittlung der Einkünfte aus

nichtselbständiger Arbeit ist stets der im § 16
Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes 1972, BGBl.
Nr. 440, für den vollen Kalendermonat vorge-
sehene Pauschbetrag für Werbungskosten abzu-
setzen."

5. § 53 Abs. 2 lit. d hat zu lauten:

,,d) die Zeit der Erfüllung einer inländischen
Arbeits-, Zivil- oder Wehrdienstpflicht ein-
schließlich der Zeit der Kriegsgefangen-
schaft und der für die Heimkehr aus der
Kriegsgefangenschaft erforderlichen Zeit,".
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Artikel II

(1) Bei Lehrern, die im Zeitpunkt des Inkraft-
tretens der Bestimmungen des Art. I Z. 1 dem
Dienststand angehören, ist die Zeit, in der der
Lehrer Anspruch auf eine Zulage nach § 60
Abs. 3 des Gehaltsgesetzes 1956 in seiner ur-
sprünglichen Fassung gehabt hat, einer Zeit des
Anspruches auf Erzieherzulage gleichzuhalten.

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 gelten auch
für Lehrer, die in der Zeit vom 1. Jänner 1966
bis 30. November 1972 aus dem Dienststand
ausgeschieden sind. Diesen Lehrern gebührt die
Ruhegenußzulage nach § 12 des Pensionsgesetzes
1965 jedoch nur auf Antrag.

(3) Wird der Antrag nach Abs. 2 binnen
eines Jahres nach der Kundmachung dieses
Bundesgesetzes gestellt, so gebührt die Ruhe-
genußzulage vom 1. Dezember 1972 an. In allen
übrigen Fällen gebührt die Ruhegenußzulage von
dem der Einbringung des Antrages folgenden
Monatsersten an; wird der Antrag an einem
Monatsersten gestellt, so gebührt die Ruhegenuß-
zulage von diesem Tage an.

(4) Die Bestimmungen der Abs. 2 und 3 gelten
für Hinterbliebene nach Lehrern im Sinne des
Abs. 2 sinngemäß.

Artikel III

(1) Es treten in Kraft:
1. Art. I Z. 1 und 2 und Art. II mit 1. De-

zember 1972,
2. Art. I Z. 3 und 4 mit 1. Jänner 1973,
3. Art. I Z. 5 mit 1. Jänner 1974.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist die Bundesregierung, in Angelegenheiten je-
doch, die nur ein Bundesministerium betreffen,
der zuständige Bundesminister betraut.

Jonas
Kreisky Häuser Rösch Broda
Sinowatz Androsch Weihs Staribacher
Frühbauer Lütgendorf Moser

Firnberg Leodolter

3 2 1 . Bundesgesetz vom 18. Juni 1973,
mit dem die Bundesforste-Dienstordnung
geändert wird (5. Novelle zur Bundesforste-

Dienstordnung)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Die Bundesforste-Dienstordnung, BGBl.
Nr. 201/1969, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 466/1969, 227/1970, 169/1972 und
217/1972 wird wie folgt geändert:

1. An die Stelle der Abs. 2 und 3 des § 12
tritt folgende Bestimmung:

„(2) Soweit dies nicht der Fall ist, insbesondere
für den ausschließlichen Bürodienst, gilt für das
Ausmaß der Wochendienstzeit der Bediensteten
§ 28 der Dienstpragmatik, RGBl. Nr. 15/1914,
in der Fassung der Dienstpragmatik-Novelle
1972, BGBl. Nr. 213/1972, sinngemäß."

2. § 16 Abs. 2 erhält folgende Fassung:
„(2) Der Monatsbezug besteht aus dem Gehalt

und allfälligen Zulagen (Dienstalterszulagen,
Verwendungszulagen mit allfälligen Zuschlägen,
Dienstzulagen, Leistungszulagen, Haushaltszu-
lage, Ergänzungszulagen, Teuerungszulagen)."

3. Nach § 25 a wird eingefügt:
„Leistungszulage und Leistungsabgeltung

§ 25 b. (1) Dem Bediensteten gebührt — so-
fern er nicht Anspruch auf einen Zuschlag zur
Verwendungszulage oder auf eine Dienstzulage
hat — eine Leistungszulage, wenn er dauernd

1. in erheblichem Ausmaß Dienste verrichtet,
die einer höheren Verwendungsgruppe zu-
zuordnen sind, oder

2. ein besonderes Maß an Verantwortung für
die Führung der Verwaltungsgeschäfte zu
tragen hat und diese Verantwortung über
dem Ausmaß an Verantwortung liegt, das
Bedienstete in gleicher besoldungsrechtlicher
Stellung tragen.

(2) Die Leistungszulage ist mit Vorrückungs-
beträgen oder halben Vorrückungsbeträgen zu
bemessen; sie darf in den Fällen des Abs. 1 Z. 1
drei Vorrückungsbeträge, in den Fällen des
Abs. 1 Z. 2 vier Vorrückungsbeträge des Gehal-
tes nicht übersteigen. Einem solchem Vor-
rückungsbetrag sind hiebei jeweils 5 v. H. einer
dem Bediensteten in seiner Verwendungsgruppe
gebührenden Verwendungszulage zuzuzählen.
Die Leistungszulage nach Abs. 1 Z. 2 kann auch
in Hundertsätzen des Gehaltes der Gehaltsstufe 2
der Dienstklasse V (einschließlich einer allfälligen
Teuerungszulage) der Beamten der Allgemeinen
Verwaltung bemessen werden, wenn dies im
Hinblick auf den Grad der höheren Verantwor-
tung erforderlich ist; sie darf in diesem Fall
50 v. H. dieses Gehaltes nicht übersteigen. Inner-
halb dieser Grenzen ist die Leistungszulage nach
Abs. 1 Z. 1 nach der Höherwertigkeit der Lei-
stung, die Leistungszulage nach Abs. 1 Z. 2 nach
dem Grad der höheren Verantwortung und unter
entsprechender Bedachtnahme auf die vom Be-
diensteten in zeitlicher oder mengenmäßiger
Hinsicht zu erbringenden Mehrleistungen zu be-
messen. Die Bemessung bedarf der Zustimmung
des Bundeskanzlers und des Bundesministers für
Finanzen.

(3) Durch die Leistungszulage nach Abs. 1 Z. 2
gelten alle Mehrleistungen des Bediensteten in
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zeitlicher und mengenmäßiger Hinsicht als ab-
gegolten.

(4) Die Leistungszulage ist neu zu bemessen,
wenn der Bedienstete überstellt oder auf einen
anderen Dienstposten versetzt wird.

(5) Leistet der Bedienstete die im Abs. 1 er-
wähnten Dienste nicht dauernd, aber mindestens
während eines Kalendermonates, so gebührt ihm
hiefür eine Leistungsabgeltung, für deren Be-
messung Abs. 2 maßgebend ist. Die Leistungs-
abgeltung gebührt dem Bediensteten nur, wenn
er keinen Anspruch auf einen Zuschlag zur Ver-
wendungszulage oder auf eine Dienstzulage
hat."

4. § 31 erhält folgende Fassung:
„Nebengebühren

§ 31. Für die Nebengebühren gelten die ein-
schlägigen gesetzlichen Bestimmungen für die
Bundesbeamten sinngemäß."

5. § 53 erhält folgende Fassung:

„Abfertigung

§ 53. (1) Dem Bediensteten gebührt beim
Enden des Dienstverhältnisses nach Maßgabe der
folgenden Bestimmungen eine Abfertigung.

(2) Der Anspruch auf Abfertigung besteht
nicht,

1. wenn das Dienstverhältnis auf bestimmte
Zeit eingegangen wurde (§ 6 Abs. 4) und
durch Zeitablauf geendet hat;

2. wenn das Dienstverhältnis von der Gene-
raldirektion nach § 50 Abs. 2 lit. a, c oder f
oder nach § 50 Abs. 3 lit. c gekündigt
wurde;

3. wenn das Dienstverhältnis vom Dienstneh-
mer gekündigt wurde;

4. wenn den Dienstnehmer ein Verschulden
an der Entlassung trifft (§ 52 Abs. 2);

5. wenn das Dienstverhältnis aus einem im
§ 52 Abs. 4 angeführten Grund endet;

6. wenn der Bedienstete ohne wichtigen Grund
vorzeitig austritt (§ 52 Abs. 5);

7. wenn das Dienstverhältnis einverständlich
aufgelöst wird und keine Vereinbarung
über die Abfertigung zustande kommt;

8. wenn das Dienstverhältnis gemäß § 48
Abs. 1 lit. c oder d endet;

9. wenn innerhalb der im § 67 Abs. 3 und 4
festgesetzten Fristen der Anspruch auf Lei-
stungen nach Abschnitt VII geltend ge-
macht wird.

(3) Abweichend vom Abs. 2 Z. 3 gebührt eine
Abfertigung auch dann,

1. wenn eine weibliche Bedienstete innerhalb
von sechs Monaten, nachdem sie sich ver-
ehelicht oder ein lebendes Kind geboren
hat, das Dienstverhältnis kündigt;

2. wenn das Dienstverhältnis bei Männern
nach Vollendung des 65. Lebensjahres, bei
Frauen nach Vollendung des 60. Lebens-
jahres durch den Dienstnehmer gekündigt
wird und das Dienstverhältnis mindestens
zehn Jahre ununterbrochen gedauert hat.

(4) Die Abfertigung beträgt nach einer Dauer
des Dienstverhältnisses von

3 Jahren das Zweifache,
5 Jahren das Dreifache,

10 Jahren das Vierfache,
15 Jahren das Sechsfache,
20 Jahren das Neunfache,
25 Jahren das Zwölffache

des dem Bediensteten für den letzten Monat des
Dienstverhältnisses gebührenden Monatsbezuges.

(5) Dienstzeiten in Dienstverhältnissen zu
einer inländischen Gebietskörperschaft sind der
Dauer des Dienstverhältnisses nach Abs. 4 zuzu-
rechnen. Die Zurechnung ist ausgeschlossen,

1. soweit die Dienstzeit in einem anderen
Dienstverhältnis für die Bemessung des
Ruhegenusses angerechnet wurde, wenn aus
diesem Dienstverhältnis eine Anwartschaft
oder ein Anspruch auf einen Ruhegenuß
besteht;

2. wenn das Dienstverhältnis noch andauert
oder wenn es in einer Weise beendet wurde,
durch die ein Abfertigungsanspruch erlosch
oder, falls Abs. 2 auf das Dienstverhältnis
anzuwenden gewesen wäre, erloschen wäre;

3. wenn der Bedienstete bei Beendigung des
Dienstverhältnisses eine Abfertigung erhal-
ten hat, soweit diese Abfertigung nicht
rückerstattet wurde; bei teilweiser Rück-
erstattung ist die Dienstzeit in einem ent-
sprechenden Teilausmaß zuzurechnen.

(6) Wird das Dienstverhältnis durch den Tod
des Bediensteten gelöst, so tritt an die Stelle der
Abfertigung ein Sterbekostenbeitrag. Dieser be-
trägt, wenn das Dienstverhältnis noch nicht drei
Jahre gedauert hat, das Einfache des dem Bedien-
steten für den letzten Monat des Dienstverhält-
nisses gebührenden Monatsbezuges, in allen an-
deren Fällen die Hälfte der Abfertigung. Der
Sterbekostenbeitrag gebührt nur den gesetzlichen
Erben, zu deren Erhaltung der Erblasser ge-
setzlich verpflichtet war. Sind solche gesetzliche
Erben nicht vorhanden, so kann der Sterbe-
kostenbeitrag ganz oder zum Teil den Personen
gewährt werden, die die Begräbniskosten aus
eigenen Mitteln bestritten oder den Verstorbenen
in seiner letzten Krankheit vor dem Tod ge-
pflegt haben."

6. § 59 erhält folgende Fassung:
"§ 59. (1) Nach Maßgabe der Bestimmungen

der §§ 60 bis 64 a gebühren folgende Leistun-
gen:
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a) Zuschüsse zu den Pensionen aus der gesetz-
lichen Pensionsversicherung für den Be-
diensteten, die Witwe und die Waisen;

b) Todesfallbeitrag, Bestattungskostenbeitrag
und Pflegekostenbeitrag;

c) Sonderzahlungen;
d) Abfindung für die wiederverehelichte

Witwe.
(2) Vorschüsse und Geldaushilfen können

unter sinngemäßer Anwendung der für Bundes-
beamte geltenden pensionsrechtlichen Vorschrif-
ten gewährt werden."

7. § 61 erhält folgende Fassung:

„§ 61. (1) Der Zuschuß für den Bediensteten
gebührt in der Höhe jenes Betrages, um den die
Pension aus der gesetzlichen Pensionsversicherung
zuzüglich allfälliger Kinderzuschüsse hinter dem
nach § 62 ermittelten Vergleichsruhegenuß zu-
züglich einer allfälligen Haushaltszulage, einer
allfälligen nach § 62 a ermittelten Nebengebüh-
renzulage zum Vergleichsruhegenuß und einer
allfälligen Teuerungszulage zurückbleibt. Pen-
sionsleistungen auf Grund einer freiwilligen
Höherversicherung bleiben hiebei außer Betracht.

(2) Der Zuschuß für die Witwe gebührt in der
Höhe jenes Betrages, um den die Pension aus der
gesetzlichen Pensionsversicherung hinter dem
nach § 62 ermittelten Vergleichsversorgungs-
genuß zuzüglich einer allfälligen Haushaltszu-
lage, einer allfälligen nach § 62 a ermittelten
Nebengebührenzulage zum Vergleichsversor-
gungsgenuß und einer allfälligen Teuerungszu-
lage zurückbleibt.

(3) Der Zuschuß für die Waise gebührt in der
Höhe jenes Betrages, um den die Pension aus
der gesetzlichen Pensionsversicherung hinter dem
nach § 62 ermittelten Vergleichsversorgungs-
genuß zuzüglich einer allfälligen für die Waise
in Betracht kommenden Zulage, einer allfälligen
nach § 62 a ermittelten Nebengebührenzulage
zum Vergleichsversorgungsgenuß und einer all-
fälligen Teuerungszulage zurückbleibt."

8. § 62 Abs. 2 erster Satz erhält folgende
Fassung:

„Bei der Ermittlung des Vergleichsruhegenus-
ses (Vergleichsversorgungsgenusses) gilt das im
Monat des Ausscheidens aus dem Dienstverhält-
nis gebührende Gehalt zuzüglich Dienstalters-
zulage, Verwendungszulage mit allfälligem Zu-
schlag, Dienstzulage, Leistungszulage und Er-
gänzungszulage als ruhegenußfähiger Monats-
bezug."

9. Nach § 62 wird folgender § 62 a eingefügt:

„Sinngemäße Anwendung des Nebengebühren-
zulagengesetzes

§ 62 a. (1) Zum Zwecke der Berücksichtigung
von Nebengebührenzulagen bei der Ermittlung

des Ausmaßes der Zuschüsse nach § 61 sind die
für Bundesbeamte und deren Hinterbliebene je-
weils geltenden Bestimmungen des Nebengebüh-
renzulagengesetzes, BGBl. Nr. 485/1971, mit
den sich aus den Abs. 2 bis 4 und aus § 65 er-
gebenden Abänderungen sinngemäß anzuwen-
den.

(2) Ein Antrag im Sinne des § 17 Abs. 1 des
Nebengebührenzulagengesetzes ist nicht erfor-
derlich.

(3) Die Bestimmungen des § 17 Abs. 2 und 5
des Nebengebührenzulagengesetzes sind mit der
Maßgabe anzuwenden, daß die Nebengebühren-
zulage zum Ruhegenuß auf der Grundlage des
Durchschnittes der von Bediensteten der Öster-
reichischen! Bundesforste in den einzelnen Ver-
wendungsgruppen im Jahre 1970 bezogenen an-
spruchsbegründenden Nebengebühren zu ermit-
teln ist. Dieser Durchschnitt der Nebengebüh-
ren ist in der Weise zu ermitteln, daß die von
den Bediensteten in den einzelnen Verwendungs-
gruppen im Jahre 1970 bezogene Gesamtsumme
von anspruchsbegründenden Nebengebühren
durch die Anzahl der Bediensteten geteilt wird,
die in der jeweiligen Verwendungsgruppe solche
Nebengebühren bezogen haben. Der Betrag, der
sich aus der erwähnten Teilung ergibt, ist auf
einen durch vierzehn teilbaren vollen Schilling-
betrag aufzurunden.

(4) Die Bestimmungen des § 9 Abs. 2 und des
§ 17 Abs. 3 und 10 des Nebengebührenzulagen-
gesetzes sind nicht anzuwenden."

10. Nach § 64 wird folgender § 64 a einge-
fügt:
„Abfindung für die wiederverehelichte Witwe,

Wiederaufleben des Versorgungsanspruches

§ 64 a. Die für Witwen nach Bundesbeamten
geltenden gesetzlichen Bestimmungen über die
Abfindung bei Wiederverehelichung und das
Wiederaufleben des Versorgungsanspruches sind
sinngemäß anzuwenden."

11. An die Stelle des § 65 Abs. 2 treten fol-
gende Bestimmungen:

„(2) Die Beitragsgrundlage bildet das Gehalt
zuzüglich Dienstalterszulage, Verwendungszulage
mit allfälligem Zuschlag, Dienstzulage, Leistungs-
zulage, Ergänzungszulage, Teuerungszulage und
allfällige im Sinne des Nebengebührenzulagen-
gesetzes anspruchsbegründende Nebengebühren.

(3) Der monatliche Beitrag beträgt 0,2 v. H.
der Beitragsgrundlage nach Abs. 2 bis zur Höhe
der jeweiligen Höchstbeitragsgrundlage in der
gesetzlichen Pensionsversicherung und 5 v. H.
des diese Höchstbeitragsgrundlage übersteigen-
den Teiles. Der Beitrag von der Sonderzahlung
beträgt die Hälfte des sich unter Außerachtlas-
sung der Nebengebühren ergebenden monat-
lichen Beitrages."
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12. Die bisherigen Abs. 3 bis 5 des § 65 er-
halten die Bezeichnung „(4)" bis „(6)".

13. § 68 Abs. 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Für die Ermittlung der Höhe der Bei-
träge von den Sonderzahlungen und die Art der
Beitragsentrichtung gelten die Bestimmungen des
§ 65 Abs. 2 zweiter Satz und Abs. 4 zweiter
Satz in der vor dem 1. Jänner 1972 geltenden
Fassung."

Artikel II

(1) Es treten in Kraft
a) Art. I Z. 6, 7, 9, 10, 11 (soweit diese Be-

stimmung nicht die Berücksichtigung der
Leistungszulage betrifft), 12 und 13 mit
1. Jänner 1972;

b) Art. I Z. 1 bis 5, 8 und 11 (soweit diese
Bestimmung die Berücksichtigung der Lei-
stungszulage betrifft) mit 1. Dezember
1972.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist, soweit darin nichts anderes bestimmt wird,
die Bundesregierung, in Angelegenheiten jedoch,
die nur den Wirkungsbereich eines Bundesmini-
sters betreffen, dieser Bundesminister betraut.

Jonas
Kreisky Häuser Rösch Broda
Sinowatz Androsch Weihs Staribacher
Frühbauer Lütgendorf Moser

Firnberg Leodolter

322 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 14. Juni 1973 über die steuer-
liche Behandlung des grenzüberschreitenden
Personenverkehrs auf der Straße im Ver-

hältnis zu Luxemburg
Auf Grund des § 48 Bundesabgabenordnung,

BGBl. Nr. 194/1961, wird verordnet:

Beförderungen von Personen (samt Gepäck)
im grenzüberschreitenden Straßenverkehr durch
luxemburgische Unternehmer mit Kraftfahr-
zeugen (einschließlich Anhängern) mit luxem-
burgischen Kennzeichen sind ab 1. Juli 1973 von
der Umsatzsteuer befreit. Hiedurch tritt gemäß
§ 12 Abs. 3 Z. 1 und 2 des Umsatzsteuer-
gesetzes 1972, BGBl. Nr. 223, der Ausschluß
vom Vorsteuerabzug ein.

Androsch

323 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 15. Juni 1973
betreffend die Bestimmung des Straßen-
verlaufes der A 14 Rheintal Autobahn im
Bereich der Gemeinden Wolfurt, Lauterach,

Kennelbach, Bregenz und Lochau
Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundes-

straßengesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, wird
verordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der A 14
Rheintal Autobahn wird im Bereich der Ge-
meinden Wolfurt, Lauterach, Kennelbach, Bre-
genz und Lochau wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
im Anschluß an den bereits bestehenden Ab-
schnitt im Bereich der Anschlußstelle Dornbirn-
Nord bei Projekt-km 15,765 und führt von
dort über den „Autobahnknoten Lauterach"
mit den Einbindungen der A 15 Bodensee Auto-
bahn zwischen Projekt-km 14,0 und 15,0 zur
Bregenzerach, welche bei Fluß-km 4,865 über-
quert wird, sodann zur Anschlußstelle „Bregenz-
Weidach" und anschließend weiter nach Norden
in einem Tunnel bis Projekt-km 5,500.

Von der Anschlußstelle „Bregenz-Weidach"
führt eine Zu- und Abfahrtsstraße größtenteils
unter Tag liegend in das Stadtinnere von Bre-
genz zur B 202 Schweizer Straße.

Im einzelnen ist der Verlauf der Straßen-
trasse sowie ihrer Anschlußstellen für die Zu-
und Abfahrt einschließlich der Zu- und
Abfahrtsstraßen aus den beim Bundesministe-
rium für Bauten und Technik, beim Amt der
Vorarlberger Landesregierung und bei den
Gemeinden Wolfurt, Lauterach, Kennelbach,
Bregenz und Lochau aufliegenden Planunter-
lagen (Maßstab 1 :2880 bzw. 1 :5000) zu er-
sehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf die
vorangeführten Straßenteile Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Moser

324. Verordnung des Bundesministers für
Justiz vom 26. Juni 1973 über die Pauscha-
lierung der Überstundenvergütungen für

Richteramtsanwärter und Richter

Gemäß § 16 in Verbindung mit § 15 Abs. 2
des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 54, in der
Fassung der 24. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl.
Nr. 214/1972, wird im Einvernehmen mit dem
Bundeskanzler und dem Bundesminister für
Finanzen verordnet:

§ 1. Die den Richteramtsanwärtern und Rich-
tern, mit Ausnahme jener Richter, die Anspruch
auf eine Verwendungszulage gemäß § 30 a Abs. 1
Z. 3 in Verbindung mit § 44 Abs. 8 des Ge-
haltsgesetzes 1956 haben, gebührenden Vergü-
tungen für regelmäßige zeitmäßige Mehrleistun-
gen, die zur ordnungsgemäßen Bewältigung der
Geschäftslast notwendig sind, werden pauscha-
liert.

§ 2. Das Pauschale wird in einem Hundert-
satz des Gehaltes (einschließlich allfälliger Teue-
rungszulagen) der Gehaltsstufe 2 der Dienst-
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klasse V der Beamten der Allgemeinen Ver-
waltung für die nachstehend genannten Grup-
pen jeweils einheitlich wie folgt festgesetzt:

§ 3. Je 33'3 v. H. der Vergütungen stellt den
Überstundenzuschlag dar.

§ 4. Diese Verordnung tritt mit 1. Dezember
1972 in Kraft.

Broda

3 2 5 . Verordnung des Bundesministers für
Justiz vom 26. Juni 1973 über die Pauscha-
lierung der Überstundenvergütungen für

staatsanwaltschaftliche Beamte

Gemäß § 16 in Verbindung mit § 15 Abs. 2
des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 54, in der
Fassung der 24. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl.
Nr. 214/1972, wird im Einvernehmen mit dem
Bundeskanzler und dem Bundesminister für Fi-
nanzen verordnet:

§ 1. Die den staatsanwaltschaftlichen Beam-
ten, mit Ausnahme jener staatsanwaltschaftlichen
Beamten, die Anspruch auf eine Verwendungs-
zulage gemäß § 30 a Abs. 1 Z. 3 in Verbindung
mit § 44 Abs. 8 des Gehaltsgesetzes 1956 haben,
gebührenden Vergütungen für Überstunden, die
zur ordnungsgemäßen Bewältigung der Ge-
schäftslast notwendig sind, werden pauschaliert.

§ 2. Die pauschalierten Überstundenvergütun-
gen werden in Hundertsätzen des Gehaltes (ein-
schließlich allfälliger Teuerungszulagen) der Ge-
haltsstufe 2 der Dienstklasse V der Beamten der
Allgemeinen Verwaltung für die nachstehend
genannten Gruppen wie folgt festgesetzt:

§ 3. Je 33'3 v. H. der Vergütungen stellt den
Überstundenzuschlag dar.

§ 4. Diese Verordnung tritt mit 1. Dezember
1972 in Kraft.

Broda


